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Editorial    

2019.1 Seite 1

Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]

 
U N A B H Ä N G I G E  Z E I TS C H R I F T F Ü R  M E N S C H E N          U N D  I H R E  R E C H T E  I M  ST R A F -  U N D  M A S S N A H M E N V O L L Z U G

Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.

FO
TO

: P
IX

AB
AY

Auf der Flucht. Strafvoll­
zug und Hintergründe 
zur Haftunterbrechung

| Von Gregor Gneis |

2019.1 Seite 1

Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]

 
U N A B H Ä N G I G E  Z E I TS C H R I F T F Ü R  M E N S C H E N          U N D  I H R E  R E C H T E  I M  ST R A F -  U N D  M A S S N A H M E N V O L L Z U G

Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.

FO
TO

: P
IX

AB
AY

Auf der Flucht. Strafvoll­
zug und Hintergründe 
zur Haftunterbrechung

| Von Gregor Gneis |

Impressum
Medieninhaber & Herausgeber: Markus Drechsler (Ein Projekt der Selbst- und Interessensvertretung zum Maßnahmenvollzug, SiM) 
Postanschrift: Marokkanergasse 25/10, 1030 Wien | office@blickpunkte.co | www.blickpunkte.co & www.blickpunkte.eu 
Chefredaktion: Anna Karrer | Redaktion: Christa Gamsjäger, Gregor Gneis, Justina Kaiser, Theo Karapanagiotidis, Philipp Kronberger, Julia Mari-
naccio, Alexander Nofirth, Edith Priesching, Sophie Röhrer, Aylin Sherif, Tamara Sill, Johanna Stockreiter, Jennifer Zirngast, Katharina Zwins  
Gastbeitrag: Simone Hänggi | Lektorat: Angela Heide, Julia Marinaccio, Edith Priesching, Katharina Zwins | Layout & Grafik: Markus Drechsler, 
Paul Stary Illustration: Alexander Sloyan | Druck: Offlimit.at, Deutsch-Wagram | Fotos wenn nicht anders genannt: Adobe Stock

Liebe Leser*innen!

Viele Rückmeldungen bekamen wir zur letz-
ten Ausgabe. Sehr viele, die Justizwache-
kommandant Karl in den letzten Jahrzehnten 
als engagierten Menschen im Maßnahmen-
vollzug kennengelernt haben, freuten sich 
über die Berichterstattung zu seinem Pen-
sionsantritt. Leider gelang es uns nicht, auch 
(ehemalige) Kolleg*innen dafür zu gewin-
nen, ein paar Zeilen zu diesem Anlass zu ver-
fassen. Schade!
Zurzeit beschäftigen uns aber auch ande-
re, nicht so positive Themen. Suizide, men-
schenunwürdige Behandlungen, fragwür-
dige Entscheidungen und insgesamt die 
Überlastung des Systems „Maßnahmenvoll-
zug“ bringen viel Leid über Untergebrachte, 
Angehörige und damit Beschäftigte. Es wird 
höchste Zeit, dass die Reform umgesetzt 
wird. Im Herbst sollte das neue Gesetz in die 
Begutachtung kommen. Es war noch nie so 
dringend notwendig!

Bleiben Sie alle gesund!

Markus Drechsler
Herausgeber

Vollzugsplan: Aus den Regelungen über den Vollzugs-
plan können keine subjektiv-öffentlichen Rechte ab-
geleitet werden.

Laut Strafvollzugsgesetz soll der Strafvollzug „den Ver-
urteilten zu einer rechtschaffenen und den Erforder-
nissen des Gemeinschaftslebens angepassten Lebens-
einstellung verhelfen und sie abhalten, schädlichen 
Neigungen nachzugehen“. Er soll „den Unwert des 
der Verurteilung zugrunde liegenden Verhaltens auf-
zeigen“. Der Strafvollzug bezweckt die Sozialisierung 
der Insassen und ihre Vorbereitung auf die Entlassung 
sowie die Wiedereingliederung in die Gesellschaft. Um 
diese Ziele erreichen zu können, ist eine individuelle 
Betreuung der Insassen notwendig. Dazu soll der Voll-
zugsplan beitragen.

Im vorliegenden Fall hat sich eine inhaftierte Person er-
folglos über das Ergebnis der Vollzugsplanevaluierung 
beschwert. Das Landesgericht für Strafsachen Graz hat 
seine Entscheidung folgendermaßen begründet:

Der Vollzugsplan ist eine Verschriftlichung beabsich-
tigter Handlungsabfolgen, ein Plan für die weitere 
Strafzeit. Nach dem Strafvollzugsgesetz hat der*die 

Leiter*in der zum Strafvollzug bestimmten Anstalt 
festzulegen, wie die Strafe innerhalb des durch die 
Bestimmungen dieses Gesetzes und das Ergebnis der 
Klassifizierung geschaffenen Rahmens vollzogen wer-
den soll. Der Vollzugsplan soll den Strafvollzug unter 
Einhaltung des Strafvollzugsgesetzes und die erfolg-
te Klassifizierung für die Zukunft bestimmen. Damit 
soll die weitere Strafzeit strukturiert werden. Der 
Vollzugsplan betrifft die Form des Strafvollzugs, die 
Arbeit, die erzieherische und ärztliche Betreuung, den 
Verkehr mit der Außenwelt und die Aufsicht.

Der Vollzugsplan ist jedoch nicht verbindlich.
Nach Ansicht des Landesgerichts für Strafsachen Graz 
ist der Vollzugsplan kein Bestandteil eines förmlichen 
Verwaltungsverfahrens. Aus dem Vollzugsplan können 
keine subjektiv-öffentlichen Rechte des*der Strafge-
fangenen abgeleitet werden. Die tatsächliche oder ver-
meintliche Verletzung solcher Rechte ist jedoch Vor-
aussetzung für die Zulässigkeit einer Beschwerde nach 
dem Strafvollzugsgesetz.

LGSt Graz 25 Bl 102 / 19h vom 26. November 2019 
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Kurzmeldungen
Franz Ruf wird neuer Generaldirektor für 
die öffentliche Sicherheit
Der Salzburger Polizeichef Franz Ruf ist zum neuen Ge-
neraldirektor für die öffentliche Sicherheit im Innenmi-
nisterium ernannt worden. Die Kommission hielt fest, 
dass der 51-jährige Jurist „in höchstem Maße geeignet“ 
sei.
Quelle: Der Standard

Yildirim: „Mehr Prävention und Bewäh-
rungshilfe zur Bekämpfung der Kriminali-
tät wichtig“
In einer Pressemeldung vom 17.6.2020 fordert SPÖ-Jus-
tizsprecherin Selma Yildirim mehr Prävention und Be-
währungshilfe. „Ein zentraler Punkt in der Bekämpfung 
von Verbrechen ist, an ihren Ursachen anzusetzen. Nur 
die Strafen zu erhöhen, hilft erfahrungsgemäß ganz si-
cher nicht“, erklärt Yildirim und fügt hinzu: „Sozialar-
beit, Resozialisierungsmaßnahmen während der Haft, 
Arbeitsmöglichkeiten und, ganz wichtig, die Betreuung 
danach helfen signifikant, Rückfälle in die Kriminalität 
zu verhindern. Hier und im Bereich der Kriminalitäts-
prävention gilt es anzusetzen. Das bedeutet letztlich ei-
nen Gewinn an Sicherheit.“
Quelle: APA OTS

Zadić: „Schutzmaßnahmen in oberösterrei-
chischen Justizanstalten wieder verstärkt“
Justizministerin Alma Zadić reagiert auf die steigenden 
Zahlen an neuen Corona-Fällen in Oberösterreich und 
erklärt Anfang Juli in einer Pressemeldung: „Um unsere 
Justizanstalten weiterhin Corona-frei zu halten, ist der 
Mund-Nasen-Schutz in allen unseren Einrichtungen in 
Oberösterreich wieder verpflichtend zu tragen.“
Quelle: APA OTS

Volksanwaltschaft erfreut über Sanierung 
der Hafträume in der JA Wiener Neustadt
Im Jahresbericht 2019 kritisierte die Volksanwaltschaft 
die Zustände in der Justizanstalt Wr. Neustadt. „Die 
Haftbedingungen für die Insassen der Justizanstalt wa-
ren menschenunwürdig. Ich freue mich, dass Anstaltslei-
ter Oberst Wolf unseren Empfehlungen nachgekommen 
ist und zum Teil in Eigenregie die Hafträume saniert 
hat“, so Volksanwalt Werner Amon.
Quelle: APA OTS
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„Ich glaube nicht an 
Abschreckung“
Maximilian Pollux verbrachte neun Jahre und acht Monate im Strafvollzug in den Nie-
derlanden und Deutschland, davon sieben Jahre in Einzelhaft. Nach seiner Haft-
entlassung vor sechs Jahren hat er begonnen, mit Jugendlichen präventiv zu arbei-
ten, und hat dafür zusammen mit seiner Frau einen eigenen Verein, SichtWaisen e.V., 
gegründet. Im Interview mit Blickpunkte erzählt er von seinen Erfahrungen in der 
Präventionsarbeit, was Freiheitsentzug bedeutet und von seinem Roman Kieleck. 

Ein Interview von Christa Gamsjäger und Gregor Gneis

Warum hast du einen fiktiven Roman ge-
schrieben, wo du doch viele eigene Ge-
schichten zu erzählen hast? Und warum 
aus der Sicht eines Vollzugsbeamten?

Kieleck ist in Haft in einem Zeitraum von knapp 
zwei Jahren geschrieben worden. In der letzten 
Nacht vor meiner Entlassung wurde es fertigge-
stellt. Es ist ein „Hasswerk“. Es ist kein Liebesro-
man, und es ist in einer Stimmung geschrieben, 
die so nicht mehr reproduzierbar ist. Ich könnte 
dieses Buch heute gar nicht mehr so schreiben. 
Ich bin lange nicht mehr so wütend. Ich fühle 
mich nicht mehr so, wie ich mich damals gefühlt 
habe. Kieleck handelt von einem fiktiven Justiz-
beamten, der alle bösartigen Eigenschaften in 
sich vereint, die jeder Häftling in der einen oder 
anderen Form schon mal erfahren hat. Es gibt 
keinen ganzen Kieleck, aber es gibt eine Menge 
kleiner.
Mich hat es gereizt, einen Roman zu schreiben, 
und warum aus der Sicht eines Beamten? Ich 
habe nie verstanden, was da los ist. Ich habe 
weder verstanden, wie man freiwillig in so einer 
Atmosphäre arbeiten kann, noch, wie man sich 
dort jeden Tag mit schlechter Laune einfinden 
kann. Vielleicht hilft der Spruch: „Wenn du Tie-
re hasst, warum arbeitest du im Zoo?“ Das ist 
vielleicht überspitzt formuliert, aber wenn ich 
mit Gefängnisinsassen nicht kann, wenn ich 
Kriminelle nicht mag, wenn ich kein Herz für je-

manden habe, der gegen die Regeln verstößt, wie 
kann ich dann im Gefängnis arbeiten? Das muss 
der schlimmste Ort sein, um zu arbeiten! Nur so 
habe ich mir erklären können, wie man den Ge-
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]

 
U N A B H Ä N G I G E  Z E I TS C H R I F T F Ü R  M E N S C H E N          U N D  I H R E  R E C H T E  I M  ST R A F -  U N D  M A S S N A H M E N V O L L Z U G

Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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Es gibt drei Gründe, warum wir hier Gefängnis-
se haben: Der erste Grund ist die Abschreckung. 
Das heißt, Gefängnisse müssen dementspre-
chend nicht supergut sein. Eine Strafe soll un-
angenehm sein. Der zweite Grund ist die Reso-
zialisierung. Es heißt, das Gefängnis soll ein Ort 
sein, an dem jemand lernt, sich zu bessern. Wir 
sehen jetzt schon, dass diese zwei Gründe nicht 
wirklich zusammenpassen. Auf der einen Seite 
soll es unangenehm sein, auf der anderen Seite 
sollen wir bessere Menschen produzieren. Das 
passt nicht zusammen. Der dritte Grund ist der 
Schutz der Allgemeinheit. Ein Gefängnis dient 
dazu, jemanden von den anderen Menschen zu 
trennen, der für diese gefährlich ist. Mit dem 
letzten Punkt kann ich sehr gut leben, den lasse 
ich gelten.

Und würdest du sagen, dass das funktio-
niert?
Abschreckung funktioniert nicht, um Straftaten 
zu verhindern oder Kriminelle daran zu hindern, 
diese zu tun, aber durchaus als Machtmittel, um 
einen gewissen Status quo aufrechtzuerhalten. 
Also, ohne zu sehr politisch zu werden: Ich habe 
gerade erst mit jemandem diskutiert, der 30 Jah-
re in Haft war und meinte: „Das Gefängnis ist 
der Spiegel der Gesellschaft.“ Das stimmt meiner 
Meinung nach nicht. Klar, es bietet eine gewisse 
Art von Zerrspiegel der Gesellschaft, aber wenn 
du schaust, wie viele Leute in der „echten Welt“ 
Abitur machen und wie viele Leute im Gefäng-
nis Abitur haben, oder wenn du guckst, wie viele 

Leute ein Nettoeinkommen von über 300.000 € 
im Jahr haben und wie viele von denen im Ge-
fängnis sitzen, dann siehst du, wie wenig das 
mit der „echten Welt“ zu tun hat. Es gibt einen 
Deckel nach oben hin. Gerade im Jugendstraf-
vollzug! Du wirst als 15-Jähriger aus reichem 
Elternhaus, aus dem Bildungsbürgertum, nicht 
ins Gefängnis gehen! Da musst du schon jeman-
den töten. Du wirst niemals mit einer Drogen-
geschichte ins Gefängnis gehen. Das ist leider 
für arme Menschen vorprogrammiert, für jene, 
die wenig Bildung haben, die wenig Ressourcen 
haben – gerade im Jugendstrafvollzug. Da ist es 
auch eine gewisse Grenze.

Das ist auch ein Punkt, der in der Präven-
tionsarbeit wichtig ist. Ist es ausreichend, 
nur über dieses abschreckende Bild vom 
Gefängnis zu reden?
Wenn man mich so hört, könnte man meinen, 
ich arbeite hauptsächlich mit Abschreckung. Ab-
schreckung schreckt nur die ab, denen ich Angst 
machen kann. Abschreckung funktioniert nicht 
immer. Im Gegenteil, Abschreckung zieht Leu-
te an. Jemanden wie mich hättest du mit Ab-
schreckung nicht erreichen können, weil ich ein 
selbstzerstörerischer Mensch war. Du hättest 
mich nicht von meiner Tat abhalten können, 
wenn du mir gesagt hättest: „Das ist dein Ende, 
das wird dir schaden. Du wirst leiden.“ Ich woll-
te leiden, ich wollte Narben.
Ich habe heute mit Kindern und Jugendlichen zu 
tun, die mir erzählt haben, dass sie eine Kampa-
gne der bayerischen Regierung gesehen haben: 

Darin sieht man zuerst ein Mädchen, blühendes 
Leben à la Pferdemädchen – und dann, 12 Mona-
te später, nach Konsumation von Chrystal Meth, 
sieht man sie ohne Zähne und mit aufgekratz-
tem Gesicht, und alles ist im Eimer. Und was ist 
passiert? Ein Mädchen in meiner Gruppe hat, 
nachdem sie diese Kampagne sah, angefangen, 
Chrystal Meth zu konsumieren. Sie kommt aus 
dem tschechischen Grenzgebiet, und auf Nach-
frage kam heraus, dass sie davor bulimisch und 
auf der Suche war, sich selbst kaputt zu machen. 
Dieses Bild schien ein eleganterer Weg für sie zu 
sein, sich aufzulösen. Was wurde also mit dieser 
Aktion erreicht? Er wurde vielleicht 80 Prozent 
derer, die sie gesehen haben, vor dieser tödli-
chen Droge Angst gemacht. Aber die 20 Prozent, 
die es wirklich betrifft, wurden damit nicht er-
reicht. 
Nein, ich glaube nicht an Abschreckung. Es ist 
vielmehr wichtig, die Realität zu zeigen. Nicht 
auf eine abschreckende, sondern auf eine mono-
tonere Weise – nicht reißerischer, sondern kla-
rer.

Würdest du sagen, dass du in der Präven-
tionsarbeit immer wieder diesen Wunsch 
nach Selbstzerstörung findest?
Ich finde den Wunsch nach Selbstzerstörung bei 
einer gewissen Art von Täter*innen immer wie-
der.

Ist dann das Gefängnis die ultimative 
Selbstzerstörung?
Auf der einen Seite ist es das ultimative Men-
schenopfer. Ich fühle mich im Nachhinein schon, 
als hätte ich mein Leben diesem Lebensstil, die-
ser Ideologie der Kriminalität geopfert. Ich habe 
es hingelegt. Das Motiv der Selbstzerstörung ist 
ein sehr häufiges, weniger in Bezug auf Knast als 
auf Drogenkonsum, was bei uns Männern immer 
ein bisschen schwerer fällt: „Noch mehr Drogen 
– noch bessere Party.“ Ich habe erst nach der 
Haft bemerkt, dass das nicht die Motivation al-
ler Menschen ist, Drogen zu nehmen. Besonders 
Frauen haben oft dieses Gefühl von „ich fühl’ 
mich nicht gut, darum mach’ ich es. Ich fühl’ 
mich grad schlecht, ich kann mich nicht leiden, 
und wenn ich jetzt trinke oder Drogen nehme, 
kann ich mich wenigsten ein bisschen leiden.“ 
Da steckt ein selbstzerstörerischer Akt dahinter.

In deinen Videos und Büchern bekommt 
man den Eindruck, dass du sehr genau 
darüber nachgedacht hast, was du fühlst 
und was um dich herum passiert ist. Du 
hättest dich auch in eine andere Richtung 
entwickeln können – was ist passiert?

Als Autor habe ich sehr genau darüber nachge-
dacht, was ich schreibe und wie ich es schreibe. 
Aber in den Momenten, in denen diese Dinge 
passiert sind, war das nicht so. Wir sprechen von 
einem Zeitraum, der Jahre gedauert hat. Sieben 
Jahre war ich in Haft ein totales Arschloch. Ich 
war zu den Beamten unausstehlich, die anderen 
Gefangenen habe ich entweder als Mitglieder 
meiner Gruppe oder als Beute betrachtet. Die Fä-
higkeit der Reflexion war vielleicht da, aber ich 
habe das damals nicht gemacht. Ich habe das im 
Nachhinein gemacht. Ich glaube, im Gefängnis 
ist es leichter, am Leben zu bleiben, wenn man 
nicht zu viel nachdenkt. Das ist dort ein sehr 
striktes System, in vielen Dingen vergleichbar 
mit der Armee. Alles passiert immer zur selben 
Zeit, dann ist wieder eine lange Zeit nichts, dann 
passiert mal wieder was, dann ist wieder mona-
telang Stille. Die Zeit kann man nutzen, um sich 
zu entwickeln, aber das Nachdenken macht das 
Überleben nicht leichter.

Gibt es im Rückblick etwas, das dir bei 
der Entwicklung geholfen hätte?
In Deutschland sind die Gefängnisse in den 
Bundesländern sehr unterschiedlich. Eine Haft 
in Bayern ist nicht zu vergleichen mit einer Haft 
in Berlin. Ich durfte [in Bayern] die ganze Zeit 
nicht telefonieren. Nie! Und in Bayern gibt es 
keinen Langzeitbesuch. Egal, ob du verheiratet 
bist oder nicht: Du wirst deine Frau nicht allein 
sehen können. Ich verstehe das bei Personen, 
die gefährlich für Frauen sind. Aber wieso soll 
ich nicht allein eine Frau sehen dürfen? Das ver-
kümmert dich so, das macht dich so seltsam. 
Das ist so unnatürlich, das macht man nicht ein-
mal mit einem Hund. Das hinterlässt nachhaltig 
Spuren. Auch in Bezug darauf, dass man immer 
mehr Hass in sich aufstaut. 
Ich würde weg vom Sicherheitsaspekt gehen. Es 
zählen immer nur die Sicherheit und Ordnung 
der Anstalt. Das bedeutet aber auch, dass das 
Menschliche überhaupt nicht zählt. Mir hätte es 
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 
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geholfen, mit meiner Familie reden zu können. 
Wo ist das Problem, wenn ich jeden Tag so lan-
ge, wie ich will, mit meiner Familie telefoniere? 
Freiheitsentzug – das muss reichen. Da gehört 
nicht dazu, dass man es den Insassen noch so 
scheiße wie möglich macht. 
Generell das Thema Annehmlichkeiten: Ich hat-
te keine CDs oder Kassetten, ich durfte keine 
Musik hören, die mir gefällt. Ich hatte Antenne 
Bayern, Bayern 3 und Klassik Radio. Das ist nicht 
meine Musik. Aber Musik ist doch ein Teil da-
von, wie sich Menschen beeinflussen! Wenn ich 
Sport machen will, motiviere ich mich mit Mu-
sik. Wenn ich lernen will, beruhige ich mich mit 
Musik. Das hat man uns komplett genommen. 
Wieso macht man den Aufenthalt im Gefängnis 
so unangenehm? Selbst wenn man mich in ein 
Fünf-Sterne-Hotel einsperrt, bin ich spätestens 
nach einem Jahr bedient. Egal, was sie mir alles 
geben, ich möchte irgendwann raus. Das allein 
reicht eigentlich, und es sollte nicht noch so un-
angenehm wie möglich sein.

Hast du heute noch Flashbacks oder Alb-
träume? 
Jeden Tag! Das letzte Mal schreiend aufgewacht 
bin ich gestern. Und ich bin mittlerweile sechs 
Jahre entlassen! Wenn man im Gefängnis in 
Einzelhaft war, dann darf auch danach nachts 
nichts sein. Stell dir vor, du bist nachts allein 
in einem Raum und irgendwas berührt dich. 
Dann hast du ein großes Problem, dann bist du 
nämlich verrückt geworden. Das geht dir so tief 
in Fleisch und Blut über, dass du Probleme ha-
ben wirst, mit anderen Leuten in einem Raum 
zu schlafen. Wenn du dich im Traum dann auch 
noch daran erinnerst, wie es im Gefängnis ist … 
Ich hatte seit der Haft eigentlich jeden Tag Alb-
träume.

Gibt es Menschen, die nachvollziehen 
können, wie du dich fühlst? 
Lies die Kommentare zu meinen Videos! Ich 
bekomme so viel Feedback von Leuten, die in 
Haft waren, die sagen, „danke, dass du es so aus-
drückst! Du sagst 1:1, wie es war.“ Ich habe noch 
von keinem, der im Knast war, gehört: „Was re-
dest du da für Scheiße!?“ Das höre ich nur von 
Leuten, die diese Erfahrung nicht gemacht ha-
ben. Was immer vergessen wird, ist, dass „Post-

traumatische Belastungsstörung“ [PTBS] im Ge-
fängnis nicht diagnostiziert wird. Das erste Mal 
habe ich davon gehört, als ich schon entlassen 
war. Es gibt in Haft zwei Psychologen für 850 
Gefangene, von denen mindestens 300 bis 400 
komplett verrückt sind. Also, wo sollen die zwei 
Psychologen anfangen? Da wurde nie gesagt, 
„ihr als Täter könntet traumatisiert sein“, son-
dern, „ihr seid das Problem, ihr löst Traumata 
aus. Wenn es dir jetzt nicht gut geht, dann hast 
du eine Depression oder eine Störung“, sei es 
Schizophrenie oder was auch immer. Die Diag-
nose PTBS habe ich dort nie gehört, bei keinem 
der Gefangenen. Was ein Wunder ist, denn jeder 
einzelne von denen wurde an seinen Haaren da 
reingezerrt. Von der Straße aus seinem alten Le-
ben. An nur einem Tag war dieses Leben vorbei, 
und er wurde nie wieder zurück in seine Woh-
nung gebracht, in der er am Morgen noch war. 
Was ist traumatisierender? Bei meiner eigenen 
Festnahme war ich mir sicher, es ist eine Ent-
führung. Ich dachte, ich werde entführt und in 
Scheiben geschnitten. Allein das reicht schon für 
eine PTBS. Danach noch zehn Jahre in einem 
System zu leben, das sich anfühlt, als würdest 
du auf dem Mars leben, während draußen dei-
ne Verwandten sterben … plus das Leben, das 
diese Leute vor der Haft führten. Wenn du dir 
Leute im Jugendknast anschaust, was die für ein 
Leben haben – das sind schwersttraumatisierte 
Menschen.
Man gesteht dem Täter bis heute nicht zu, dass 
er traumatisiert ist. Bei Soldaten haben wir, 
glaube ich, nach dem ersten Irakkrieg angefan-
gen zu sagen, okay, ihr seid zwar freiwillig in der 
Armee, aber ihr habt das Recht darauf, trauma-
tisiert zu sein. Ich glaube, es wird in den nächs-
ten Jahren Zeit, dass wir das auch den Gefange-
nen zugestehen. Als ich aus der Haft kam, war 
ich arbeitsunfähig. Ich hatte das Glück, dass ich 
damals im Jobcenter einen Berater hatte, der 
selbst Veteran war. Er war bei der Bundeswehr 
gewesen und kam aus dem Kosovokrieg trauma-
tisiert zurück und hat deshalb seinen Job ver-
loren – so ist er im Jobcenter gelandet. Er hat 
mit mir geredet und innerhalb von zwei Minuten 
gesagt: „Sie können nicht arbeiten. Das ist eine 
Gefahr für das Büro, für Sie, für alle. Sie bleiben 
erst einmal zu Hause.“ Da bin ich aber noch dazu 
eine Ausnahme, weil ich mich ausdrücken und 

Hinweis
Näheres zum Verein SichtWaisen finden Sie im Internet unter der Adresse: www.sichtwaisen-ev.de

Auf YouTube finden Sie mittlerweile 15 Videos über den Gefängnisaufenthalt von Maximilian Pollux und seine Er-
fahrungen in den Haftanstalten. Er hat dort bereits über 65.900 Abonnent*innen.

Auf Seite 38 finden Sie die Rezension zum Buch Kieleck.

sagen konnte: „Mir geht es nicht so gut. Ich habe 
jede Nacht Albträume, und wenn ich ein Polizei-
auto sehe, dann möchte ich rennen.“

Warum hast du mit deiner Frau zusam-
men den Verein SichtWaisen gegründet?
Die Frage war: Wie können wir nach einem Vor-
trag auch noch Ansprechpartner*in sein? Wie 
können wir Präventionsarbeit nachhaltiger ma-
chen? Dazu haben wir Mentor*innen mit einer 
bestimmten Vergangenheit gesucht, sei es mit 
Selbstverletzungsverhalten, Drogensucht etc. – 
die das aber hinter sich lassen konnten und im 
sozusagen „realen Leben“ angekommen sind 
und sich jetzt dort mit ihren Narben herumschla-

gen, aber gut zurechtkommen. Diese Menschen 
sind bei uns von der sozialen Arbeit ausgegrenzt. 
Kein Träger stellt dich ein, wenn du vorbestraft 
bist. Außerdem: Wann sollen sie denn studieren, 
meistens haben sie ja kein Abitur gemacht. Wir 
wollen, dass dieses Wissen nicht verloren geht. 
Über SichtWaisen geben wir diesen Leuten eine 
Mentor*innen-Ausbildung und machen sie so 
fit, dass sie als Mentor*innen mit Jugendlichen 
arbeiten können, die auf sie zugeschnitten ist. 
Das funktioniert über die Sozialarbeiter*innen, 
die mit den Jugendlichen bereits arbeitet. Zuge-
schnitten auf den Jugendlichen heißt zum Bei-
spiel, es gibt einen Mentor, der als 15-Jähriger 
eine Million Euro Schulden wegen Sachschäden 
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 
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vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
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Österreich

hat, die er gemacht hat – und heute Künstler ist. 
Im besten Fall werden diese Erfahrungen ge-
nutzt und den Jugendlichen so gezeigt: Diese 
Zeit ist vielleicht nicht verloren, sondern kann 
auch eine Qualifikation sein, die du – wenn du es 
richtig drehst! – nutzen kannst. Ich bin das bes-
te Beispiel dafür. Ich hätte nie wieder aus dem 
Arbeitslosengeldbezug raus gemusst, man hatte 
mich komplett abgeschrieben. Und heute stellen 
wir mit SichtWaisen Leute ein.
Seit diesem Jahr bieten wir auch systemisches 
Antigewalttraining an. Ich bin selbst Antigewalt-
trainer, und wir machen jetzt diese Trainings, 
die normalerweise im Anschluss an eine Tat vom 
Gericht verordnet werden. Wir machen das jetzt 
präventiv. Wir suchen uns die Teilnehmer*in-

nen an den Schulen oder Jugendhäusern vorab 
aus, damit sie nicht das Gefühl haben, „ich muss 
das jetzt machen, sonst kriege ich noch mehr 
Ärger“, sondern eher: „Ich darf das machen, ich 
darf Teil der SichtWaisen mit Maximilian Pollux 
werden.“ Deswegen ist es auch so wichtig, dass 
ich eine Internetpräsenz habe, damit die Leute 
freiwillig mitmachen. So bekommen sie diese 
ganzen Tools, also Werkzeuge, noch bevor sie 
eine Tat begehen. Wir werden sehen, ob es hilft, 
Taten zu verhindern. An den Schulen ist es recht 
einfach zu messen, ob das funktioniert: Wir zäh-
len die Schulverweise davor und danach und se-
hen, ob die Gewalt an dieser Schule zurückgeht. 
Es ist ein Versuch, Präventionsarbeit evaluier-
bar zu machen, was immer sehr schwierig ist.

Kurzmeldungen
NEOS fordern Budgetsicherheit
NEOS-Justizsprecher Johannes Margreiter fordert die Justizministerin Alma Zadić im Ö1-
Gespräch auf, auch für die Budgetsicherheit im nächsten Jahr zu sorgen. „Ich will der Minis-
terin ernsthaftes Bemühen, die Justiz effizienter zu gestalten, nicht absprechen. Aber dass 
die Justizministerin nicht garantieren kann, dass auch für kommendes Jahr genügend bud-
getäre Mittel vorhanden sind, ist schockierend“, erklärt Margreiter Anfang Juli.
Quelle: APA OTS

Österreichischer Bundesverband für Psychotherapie erfreut über mehr Thera-
pieplätze
Die Ankündigung der Österreichischen Gesundheitskasse (ÖGK), mehr krankenkassenfinan-
zierte Therapieplätze zur Verfügung zu stellen, wird vom Österreichischen Bundesverband 
für Psychotherapie (ÖBVP) begrüßt. „Wir fordern mit der Initiative #mehrpsychotherapie-
jetzt mehr leistbare Plätze. Die Erhöhung ist ein erster Erfolg unserer Bemühungen für die 
psychische Gesundheit. Bis zu einer angemessen psychotherapeutischen Versorgung für die 
ÖsterreicherInnen ist allerdings noch einiges zu tun“, so ÖBVP-Präsident Dr. Peter Stippl.
Quelle: APA OTS

40 Organisationen & Expert*innen fordern in offenem Brief Polizeireformen
Ein breites Bündnis von 40 zivilgesellschaftlichen Organisationen und Expert*innen – von 
renommierten Verfassungsjurist*innen über Beratungsstellen wie die Rechtshilfe Rapid bis 
hin zu Bewegungen wie Black Movement Austria – fordern in einem offenen Brief Innenmi-
nister Nehammer, Justizministerin Zadić sowie die Nationalratsabgeordneten Mahrer und 
Bürstmayr auf, eine wirksame und unabhängige Beschwerde- und Ermittlungsstelle zur Auf-
klärung von Misshandlungsvorwürfen gegen Polizeibeamt*innen einzurichten.
Quelle: APA OTS

Zwei Jahre Erwachsenen-
schutzgesetz: Vertretungs-
netz zieht positive Bilanz
Verpflichtendes Clearing der Erwachsenenschutzvereine erweist sich als sehr effektiv, die 
Zahl der gerichtlichen Erwachsenenvertretungen sinkt

Eine Presseaussendung des VertretungsNetz

Seit zwei Jahren ist das 2.Erwachsenenschutzgesetz nun 
in Kraft, die so genannte gerichtliche Erwachsenenvertre-
tung trat an die Stelle der zuvor stark kritisierten Sachwal-
terschaft. Zum Stichtag 01.07.2020 gibt es in Österreich 
43.968 gerichtliche Erwachsenenvertretungen. Das ist ein 
Rückgang um 17 Prozent im Vergleich zum 01.07.2018. 
„Die Zahlen zeigen, dass wir mit dem Erwachsenenschutz-
gesetz auf dem richtigen Weg sind“, zeigt sich Peter Schlaf-
fer, Geschäftsführer bei VertretungsNetz, erfreut.
Bemerkenswert: Für nur knapp 7% der gerichtlichen Er-
wachsenenvertretungen gilt aktuell ein so genannter „Ge-
nehmigungsvorbehalt“. Das bedeutet, dass die Betroffe-
nen für Entscheidungen in bestimmten Angelegenheiten 
die Zustimmung ihrer Erwachsenenvertreterin oder ihres 
Erwachsenenvertreters einholen müssen. Anders gesagt: 
Nur 7% der Menschen mit gerichtlicher Erwachsenenver-
tretung unterliegen nun den Beschränkungen, die unter 
dem Sachwalterrecht für alle Betroffenen galten. Die gro-
ße Mehrheit der Betroffenen kann nun selbst entscheiden, 
ob sie sich beispielsweise mit ihrem eigenen Geld neue 
Möbel anschafft, einen Mietvertrag unterschreibt, auf 
Urlaub fährt und vieles mehr. Ein klarer Gewinn für die 
Selbstbestimmung.

Viele Verfahren werden eingestellt
„Die Zahl der Anregungen bei Gericht, also die Mitteilung, 
dass eine bestimmte Person eine gerichtliche Erwachse-
nenvertretung brauchen könnte, ist zwar etwa gleich hoch 
wie vor Inkrafttreten des Erwachsenenschutzgesetzes. Es 
werden aber deutlich mehr Verfahren eingestellt,“ weiß 
Martin Marlovits, stv. Fachbereichsleiter Erwachsenen-
vertretung bei VertretungsNetz.
Als entscheidend hat sich hier die Abklärung durch die 
Erwachsenenschutzvereine im Vorfeld erwiesen, die mit 
der neuen Rechtslage verpflichtend ist: In 44% aller neu-
en Verfahren kommen die im „Clearing“ tätigen Mitarbei-
terInnen von VertretungsNetz zum Ergebnis, dass keine 
gerichtliche Erwachsenenvertretung nötig ist. Warum? 
„Weil es zum Beispiel Unterstützung aus dem sozialen 
Umfeld oder eine andere Vertretungsmöglichkeit gibt, die 
der oder dem Betroffenen mehr Selbstbestimmung über 
das eigene Leben ermöglicht“, erklärt Marlovits.

Das Gesetz schreibt vor, dass sukzessive bis Jahresende 
2023 auch alle „alten“ Sachwalterschaften noch einmal 
überprüft werden, ob sie denn tatsächlich noch nötig sind. 
In immerhin fast einem Drittel der Fälle kann auch hier 
eine Einstellung des Verfahrens empfohlen werden. „Für 
viele Menschen öffnet sich hier ein Tor zu mehr Wahlfrei-
heit und Selbstbestimmung, das vorher oft fest verschlos-
sen war“, zeigt sich Marlovits erfreut.

Rechtzeitig selbstbestimmt wählen
Bedenklich findet man bei VertretungsNetz jedoch die 
vergleichsweise hohe Anzahl der errichteten „gesetzli-
chen Erwachsenenvertretungen“ durch Angehörige – eine 
der möglichen Vertretungsarten im neuen Erwachsenen-
schutzgesetz. Allein von VertretungsNetz wurden in den 
letzten zwei Jahren rund 6.170 Registrierungen im Ös-
terreichischen Zentralen Vertretungsverzeichnis (ÖZVV) 
vorgenommen, davon rund 4.550 gesetzliche Erwachse-
nenvertretungen. Zum Vergleich: Nur jede 5. Erwachse-
nenvertretung ist eine selbstgewählte, obwohl auch diese 
Vertretungsvariante seit zwei Jahren möglich ist.
Gesetzliche Erwachsenenvertretungen werden vor allem 
für Menschen errichtet, die nicht (mehr) selbst wählen 
können, wer sie vertritt, weil der Verlust der Entschei-
dungsfähigkeit schon zu groß ist. Die gilt vor allem für 
Ältere. Mehr als die Hälfte der Betroffenen sind über 75 
Jahre alt, mehr als ein Viertel sind über 85. Marlovits 
appelliert deshalb, bei schon leicht eingeschränkter Ent-
scheidungsfähigkeit rechtzeitig eine gewählte Erwach-
senenvertretung zu errichten, bevor es zu spät ist: „Eine 
Erwachsenenvertretung, die ich selbst wähle, lässt viel 
mehr Entscheidungsspielraum für wichtige persönliche 
Weichenstellungen.“
Der erste Schritt zur maßgeschneiderten Erwachsenen-
vertretung ist in jedem Fall die Beratung: Das jeweilige 
regionale Angebot findet sich auf der Website von Vertre-
tungsNetz.
VertretungsNetz ist ein gesetzlich anerkannter Erwach-
senenschutzverein. Seit 1980 unterstützen, beraten und 
vertreten wir Menschen mit psychischer Erkrankung oder 
intellektueller Beeinträchtigung.
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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zug und Hintergründe 
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Hass und Gewalt im Netz auch 
mit Täterarbeit bekämpfen
Der Verein NEUSTART arbeitet mit dem Programm „Dialog statt Hass“ an der 
Resozialisierung von Hasspostern

Eine Presseaussendung des Bundesministeriums für Justiz

„An vielen Fronten sagen wir Gewalt und Hass 
im Netz den Kampf an. Durch neue, strengere 
Gesetze im Zivil- und Strafrecht, aber auch, in-
dem wir verhindern, dass Täter*innen rückfäl-
lig werden“, so Justizministerin Alma Zadić an-
lässlich ihres Besuchs beim Verein NEUSTART 
in St. Pölten im August. NEUSTART ist seit 60 
Jahren in der Täterarbeit erfolgreich und wird 
vom Bundesministerium für Justiz finanziert.

Programm „Dialog statt Hass“
Seit Juli 2019 bietet NEUSTART das Programm 
„Dialog statt Hass“ für Ersttäterinnen und –tä-
ter an. Das Ziel: Verurteilte Hassposter*innen 
sollen ein Unrechtsbewusstsein entwickeln und 
ihr Verhalten verbessern. Bisher haben 170 
Personen, davon 40 Frauen, das sechsmona-
tige Programm durchlaufen – mit sehr hohen 
Erfolgsquoten. „Es ist wichtig, mit verurteilten 
Hasspostern konstruktiv zu arbeiten und sie da-
bei zu unterstützen, dass sie die Folgen ihrer Tat 
erkennen.“, so die Justizministerin.
„Hasspostings betreffen sehr oft junge Frau-
en oder Menschen mit Migrationshintergrund, 
die sich dann aus dem Netz zurückziehen. Mit 
unseren Gesetzesvorhaben zu Hass und Gewalt 
im Netz schaffen wir die rechtliche Möglichkeit, 
dass Betroffene kostengünstig und schnell zu 
ihrem Recht kommen und Täter künftig besser 
ausgeforscht werden können. Auch nehmen wir 
die großen Social-Media-Plattformen stärker in 
die Pflicht. Es wird jetzt zügig und intensiv am 
umfassenden Maßnahmenbündel gegen Hass 
und Gewalt im Netz gearbeitet.

Gesetzespaket zu „Hass im Netz“ geht in 
Begutachtung
Am Donnerstag, 3. September, wurde das viel 
diskutierte und lang erwartete Gesetzespaket zu 
„Hass im Netz“ von den zuständigen Bundesmi-
nisterinnen Alma Zadić, Karoline Edstadler und 
Susanne Raab sowie der Klubchefin der Grünen, 
Sigi Maurer, präsentiert.
„Mit diesem effektiven und zielgerichteten Maß-
nahmenpaket wird klargestellt, dass das Inter-
net kein rechtsfreier Raum ist. Denn auch hier 
gilt unser Rechtsstaat“, fasst Justizministerin 
Zadić das Vorhaben zusammen.

Gerichtliche Löschung von Hasspostings 
mittels Mahnverfahrens
Künftig sollen Postings, welche die Menschen-
würde verletzten, rasch gelöscht werden können. 
Auf der Website der Justiz wird ein Formular zur 
Verfügung gestellt werden, um beim Bezirks-
gericht ohne vorangehende Verhandlung einen 
Unterlassungsauftrag erwirken zu können.

Die typischen Hasspostings erfüllen in der Re-
gel die Straftatbestände der „üblen Nachrede“ 
im Sinne des § 111 StGB bzw. der „Beleidigung“ 
nach § 115 StGB. Dabei handelt es sich um Pri-
vatanklagedelikte, bei dem Opfer auf meist kos-
tenintensivem Wege Täter*innen selbst auszu-
forschen müssen. Dies soll geändert werden. In 
Zukunft forschen die Behörden die beschuldigte 
Person aus, sofern dies beim Landesgericht be-
antragt wird.

  

„Betroffene sollen kosten-„Betroffene sollen kosten-
günstig und schnell zu ihrem günstig und schnell zu ihrem 

Recht kommen“Recht kommen“
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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Schweiz: Jede Institution benötigt 
eine psychiatrische Versorgung
Psychische Störungen sind häufige Erkrankungen und kommen bei inhaftierten 
Personen ganz besonders häufig vor. Auch das Suizidrisiko ist bei inhaftierten 
Personen deutlich erhöht. Jede Institution des Freiheitsentzugs benötigt daher 
eine psychiatrische Versorgung. 

Ein Bericht von Simone Hänggi 
Abdruck mit freundlicher Genehmigung der Zeitschrift #prison-info

Halluzinationen, Grübeln, Konzentrationsstö-
rungen, Verwirrtheit, Niedergeschlagenheit, 
Schlafstörungen und vieles mehr sind Symptome 
einer psychischen Störung. Eine psychische bzw. 
seelische Störung geht mit krankheitswertigen 
Abweichungen der Wahrnehmung, des Denkens 
und des Fühlens einher. Es handelt sich nicht 
um alltägliche Schwankungen des Befindens, die 
jeder Mensch kennt, sondern um schwerwiegen-
de Symptome, die zu deutlichem Leiden führen. 
Sie schränken die Fähigkeit ein, mit Alltagsan-
forderungen und anderen Menschen zurecht zu 
kommen und führen darum nicht selten zu Ar-
beitsunfähigkeit und Invalidität.
Auch die Fähigkeit, sich in einer Haftsituation 
zurecht zu finden, kann durch eine psychische 
Störung beeinträchtigt werden und zu Konflik-
ten mit Mitinsassen und mit dem Personal oder 
zu disziplinarischen Problemen führen. Eine 
psychische Störung kann im Übrigen auch mit 
der Delinquenz einer Person in Zusammenhang 
stehen. 

Jeder Fünfte leidet an einer psychischen
Erkrankung
Psychische Störungen gehören zu den häufigs-
ten Gründen für die Konsultation eines Arztes.
Laut Weltgesundheitsorganisation leidet welt-
weit etwa jeder Fünfte innerhalb eines Jahres an
einer psychischen Erkrankung und gut ein Vier-
tel der Weltbevölkerung leidet einmal im Leben 
an einer behandlungsbedürftigen psychischen 

Erkrankung. Psychische Störungen sind also 
häufige Erkrankungen. Die Prävalenz psychi-
scher Störungen bei inhaftierten Personen ist 
ganz besonders hoch. Inhaftierte Personen ha-
ben deutlich häufiger psychische Krankheiten 
als die Durchschnittsbevölkerung. Dies haben 
viele Forschungsarbeiten immer wieder gezeigt, 
so zum Beispiel eine Studie aus dem Jahr 2002, 
in die 23 000 inhaftierte Personen einbezogen 
wurden. Gemäss dieser Studie hatte eine von 
sieben inhaftierten Personen eine Psychose (mit 
Halluzinationen, Wahnideen und Denkstörun-
gen einhergehend) oder eine Depression (Nie-
dergeschlagenheit, Antriebsstörung, sozialer 
Rückzug etc.) und einer von zwei männlichen 
Gefangenen eine dissoziale Persönlichkeitsstö-
rung (norm- und regelverletzendes Verhalten 
etc.). Damit sind im Vergleich zur Allgemein-
bevölkerung bei inhaftierten Personen psychoti-
sche Erkrankungen und Depressionen zwei- bis 
vierfach und dissoziale Persönlichkeitsstörun-
gen zehnfach häufiger. Zudem zeigen inhaftierte 
Personen eine gegenüber der Allgemeinbevölke-
rung deutlich erhöhte Suizidrate, und Suizid ist 
die Haupttodesursache in Haftanstalten – be-
sonders in der erstenZeit der Inhaftierung.

Die Rolle der Allgemeinmedizin ...
Der Staat hat gegenüber inhaftierten Personen
eine Fürsorgepflicht und muss deren Gesundheit
und Wohlbefinden schützen. Darum gibt es in 
jeder schweizerischen Institution des Freiheits-

entzugs eine allgemeinmedizinische Versor-
gung. Allgemeinmediziner bzw. Hausärzte be-
handeln in ihrer Praxis häufig auftretende und 
unkompliziert verlaufende Erkrankungen. Sie 
überwachen und begleiten zudem komplexe Be-
handlungen nach Diagnostik und Einleitung der 
Behandlung durch einen Spezialisten. Sie sind 
im Gesundheitswesen damit auch eine Triage-
stelle, die erste Abklärungen trifft und den Pati-
enten je nach Art der Erkrankung zum Spezialis-
ten überweist. Auch psychische Störungen sind 
komplexe Leiden, deren Behandlung fachärzt-
lich-psychiatrische Kenntnisse erfordert.

... und der Psychiatrie
Der Bericht einer interdisziplinären Arbeits-
gruppe der KKJPD über die Unterbringung, 
Behandlung und Betreuung psychisch gestör-
ter und kranker Straftäter zeigt auf, dass jede 
Institution des Freiheitsentzugs eine psychiat-

rische Versorgung benötigt. Jede Institution – 
vom Untersuchungsgefängnis mit 8 Plätzen bis 
zur differenziert eingerichteten Justizvollzugs-
anstalt mit 250 Plätzen – benötigt also neben 
einem Allgemeinmediziner einen Facharzt für 
Psychiatrie. Das bedeutet nicht, dass jeder In-
haftierte psychiatrisch untersucht werden oder
täglich eine psychiatrische Sprechstunde statt-
finden muss. Ein Facharzt für Psychiatrie muss 
aber mindestens aufgeboten werden können, 
wenn sich eine Person mit einer psychischen 
Störung in Haft befindet. Die Institutionen des 
Freiheitsentzugs sollen hierzu mit den (foren-
sisch-)psychiatrischen Diensten ihres Kantons 
oder einem niedergelassenen Facharzt für Psy-
chiatrie zusammenarbeiten. 

Zentral ist die Aufklärung
Die psychischen Störungen inhaftierter Perso-
nen sind nicht selten vorbestehend. In diesem 

Zentral bei der Be-
handlung ist die 
Aufklärung, die In-
formation über die 
Erkrankung und den 
adäquaten Umgang 
mit den psychischen 
Störungen. 

Bild: Konsultationszimmer
im Massnahmenzentrum 
Bitzi, Schweiz.
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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an geeigneten
Klinikplätzen
diskriminiert
Menschen mit
psychischen
Störungen!
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Fall wird die bereits bestehende Behandlung, 
z.B. mit einer entsprechenden Medikation, wäh-
rend der Haft fortgesetzt. Nicht selten entwickeln 
Personen aber auch als Reaktion auf die Haft, 
die eine psychische Belastung darstellt, eine psy-
chische Krankheit. So kann es etwa auch bei Per-
sonen, die zuvor nie eine psychische Krankheit 
hatten, zu einer akuten Haftreaktion mit Suizid-
gedanken und Suizidhandlungen kommen. Ziel 
der Behandlung ist immer die Besserung stören-
der Symptome wie z.B. Niedergeschlagenheit, 
Gedankenkreisen, Schlafstörungen etc. Zentral 
dabei ist die Aufklärung, also die Information 
des Betroffenen über die Erkrankung und den 
adäquaten Umgang mit den psychischen Stö-
rungen. Ferner kommen verschiedene anleiten-
de und stützende Interventionen und zum Teil 
Medikamente zum Einsatz. In der Regel sind 
regelmässige Konsultationen bis zum Abklin-
gen der Symptomatik notwendig. Im Falle einer 
Dauerbehandlung mit Medikamenten ist auch 
bei guter psychischer Verfassung mindestens 
alle paar Monate eine Kontrolle notwendig. 

Zu wenig geeignete Plätze in Kliniken
Übersteigen die psychischen Symptome ein be-
stimmtes Ausmass, muss die betroffene Person
zwingend in eine psychiatrische Klinik einge-
wiesen werden, um eine weitere schwere Ge-
fährdung ihrer Gesundheit abzuwenden. Dies ist 
genauso zwingend, wie eine Person mit einem 
Herzinfarkt oder einem geplatzten Blinddarm im 

Spital behandelt werden muss. Allerdings gibt es 
für inhaftierte Personen viel zu wenig Plätze in 
psychiatrischen Kliniken. In allgemeinpsychi-
atrischen Kliniken, die der Allgemeinbevölke-
rung offenstehen, stellen sich Sicherheits- und 
Fluchtprobleme. Die in der Schweiz bestehen-
den forensisch-psychiatrischen Kliniken sind 
bis auf die Abteilung Etoine der Universitären 
Psychiatrischen Dienste Bern auf Massnahmen-
vollzug spezialisiert. Und diese Kliniken können 
in keiner Weise gezwungen werden, einen be-
stimmten Patienten aufzunehmen. Psychiatri-
sche Kliniken, auch forensisch-psychiatrische, 
gehören nicht zum Justizsystem und sind kan-
tonal organisiert. Sie unterliegen allenfalls einer
Aufnahmepflicht für Patienten aus ihrem Kan-
ton, aber nie für Patienten aus einem anderen 
Kanton. Dieser Mangel an geeigneten Klinik-
plätzen schadet der Gesundheit der betroffenen 
Personen, diskriminiert Menschen mit psychi-
schen Störungen und belastet das gesamte Jus-
tizsystem, das in keiner Weise für die Betreuung 
dieser schwer kranken Personen eingerichtet ist.

Menschen tun nicht immer, was der Arzt 
sagt
Probleme ergeben sich – nicht nur im Frei-
heitsentzug – nicht selten dadurch, dass eine 
psychisch kranke Person die angebotene Be-
handlung nicht will. Dies ist an sich nicht aus-
sergewöhnlich. Menschen tun oft nicht, was 
ihnen der Arzt sagt, und zwar nicht nur bei 

Autoreninfo 
Simone Hänggi

Fachärztin für Psychiatrie und Psychothe-
rapie mit Schwerpunkt Forensische Psychi-
atrie und Psychotherapie
Leiterin der Fachstelle Forensik Psychiatrie 
Baselland, Schweiz

psychischen Krankheiten. Jede Person kann frei 
entscheiden, ob sie eine empfohlene Behandlung 
will und ob sie verschriebene Medikamente ein-
nimmt. Die medizinische Behandlung eines Men-
schen gegen seinen Willen ist in der Schweiz aus 
guten Gründen nur in engen juristischen Grenzen 
und bei sehr akuten Situationen möglich.

Massnahmen: ein Sonderfall
Auch im Rahmen der nach den Artikeln 56 ff. des
Schweizer Strafgesetzbuches angeordneten Mass-
nahmen werden psychische Störungen durch 
Fachärzte für Psychiatrie behandelt. Die im Auf-
trag der Gerichte durchgeführten Behandlungen 
haben aber ein anderes Ziel als die psychiatrische 
Grundversorgung. Letztere zielt nämlich eben-
so wie die gesamte medizinische Versorgung auf 
das Wohlergehen und die Erhaltung der Gesund-
heit der betroffenen Person ab. Behandlungen im 
Rahmen von gerichtlich angeordneten Massnah-
men zielen hingegen auf die Verbesserung der Le-
galprognose ab.

Ärztliche Schweigepflicht
Bei der Tätigkeit von Fachärzten für Psychiatrie 
im Haftsetting ergeben sich erfahrungsgemäß 
regelmäßig Fragen hinsichtlich der ärztlichen 
Schweigepflicht. Zwar liegt es auf der Hand, dass 
es von Vorteil sein kann, wenn die Betreuer und 
Aufseher in einer Institution über den Zustand 
und die Probleme einer inhaftierten Person vom 
Facharzt für Psychiatrie aufgeklärt werden kön-
nen. Ebenso liegt es aber auf der Hand, dass die 
ärztliche Schweigepflicht zwingend ist und deren 
Missachtung mit einer Haftstrafe bis zu drei Jah-
ren bestraft werden kann (Art. 321 StGB). Diese 
Problematik wird indes deutlich entschärft, wenn 
die Institutionen des Freiheitsentzuges über ei-
nen Gesundheitsdienst verfügen, der als «Relais» 
zwischen Gesundheitsversorgung und Haftan-
stalt wirken kann. Anders stellt sich die Situati-
on im Massnahmenvollzug dar, wo die Frage der 
Schweigepflicht von Anfang an im Rahmen ent-
sprechender Aufklärung der betroffenen Perso-
nen und mittels entsprechender Vereinbarungen 
geregelt werden kann.
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als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Österreich

Justiz hautnah: 
Alma Zadić zu Gast bei 
NEUSTART Wien
Bundesministerin Dr. Alma Zadić besucht derzeit österreichweit Men-
schen, die in ihrer Arbeit unmittelbar von den Entscheidungen in der 
Justizpolitik betroffen sind.

Ein Bericht von NEUSTART
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So war sie am 17. August 2020 nach ihrem Be-
such im Juli bei NEUSTART in St. Pölten auch 
zu Gast bei NEUSTART Wien, um mit Sozialar-
beiterinnen und Sozialarbeitern Gespräche über 
die Praxis zu führen und dabei mehr über die 
Auswirkungen ihrer Initiativen zu erfahren. Auf 
der Tagesordnung standen die Themen Deradi-
kalisierung, Anti-Gewalt-Training und Tataus-
gleich bei häuslicher Gewalt. Dabei wurden am 
Beispiel von einzelnen Fällen aus der Praxis die 
Zweckmäßigkeit der bei NEUSTART üblichen 
Standards diskutiert.
Johannes Zündel BA, Deradikalisierungsexperte 
von NEUSTART, sprach über das Ziel, eine nach-
haltige Verhaltensänderung bei den Klientinnen 
und Klienten zu bewirken. Er erklärte, dass die 
Betreuung nur dann erfolgreich sein kann, wenn 
auch die Ursachen für die Radikalisierung be-
arbeitet werden und unterstrich hier die Sehn-
sucht vieler junger Personen nach Wertschät-
zung. Bundesministerin Zadić zeigte an diesem 
Thema großes Interesse und erkundigte sich 
konkret nach Möglichkeiten, wie die Politik die 
Deradikalisierung von jungen Menschen unter-
stützen kann.
Als nächstes präsentierte Alexandra Lidl, Leite-
rin von Anti-Gewalt-Trainings in Wien, die Aus-
wahlverfahren bei der Zusammensetzung der 

Teilnehmenden und wie die Gruppensituation 
in den Anti-Gewalt-Trainings den Klientinnen 
und Klienten dabei helfen kann, Verantwortung 
für ihr gewalttätiges Handeln zu übernehmen 
und gewaltfreie Bewältigungsstrategien für kri-
tische Lebenssituationen zu erlernen.
Zuletzt sprach Elisabeth Peinhaupt, Mitarbei-
terin im Tatausgleich, über ihre Erfahrungen 
bei der Ermächtigung von Frauen im Tataus-
gleich, die Opfer von häuslicher Gewalt wurden. 
Sie erklärte, dass der sofortige Gewaltstopp, die 
Sicherheit und Stärkung der Opfer und die Ver-
haltensänderung beim Beschuldigten immer im 
Fokus des Tatausgleichs bei häuslicher Gewalt 
stehen.
Bundesministerin Zadić nahm sich die Zeit, um 
Chancen aber auch Herausforderungen in der 
täglichen Praxis von NEUSTART kennenzuler-
nen. Über ihren Besuch bei NEUSTART Wien 
sagte die Justizministerin: „Gewalt erleben wir 
im Netz, im öffentlichen und vor allem auch im 
privaten, häuslichen Raum. Als Gesellschaft 
müssen wir uns dieser annehmen! NEUSTART 
ist eine wichtige Einrichtung, die Unterstützung 
und Lösung bietet, wenn es um Bewältigung 
von Konflikten geht. Mit intensiver Arbeit mit 
Täterinnen und Tätern tragen sie auch wesent-
lich zur Senkung der Kriminalitätsrate bei“.
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Wie der Kurier berichtet, wird ein 
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geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
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Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
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telt, die Ermittlungen dauern noch 
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im Jänner scharf: „Denn es besteht 
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werden, einfach deshalb, weil sie 
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ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
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damit auf die vorgesehene Strei-
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sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
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ren Oppositionsparteien eine Enquete 
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Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
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Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
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betreuungseinrichtung, zwei während ei-
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Person, nach der immer noch gefahndet 
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International International

„Jeder Mensch kann sich 
ändern“

Ein Bericht von Theo Karapanagiotidis

25 Prozent aller Insassen der ganzen Welt sind in US-amerikanischen Gefängnissen. 
Nach ihrer Entlassung finden ca. 70 Prozent der ehemaligen Inhaftierten langfristig 
keine Arbeit. Aus der festen Überzeugung heraus, dass jeder Mensch eine zweite 
Chance verdient, unterstützt das Prison Entrepreneurship Program (PEP) ehemalige 
Inhaftierte bei ihrem Neustart.

Als „ex-cons“ (US-amerikanisch für Person, die 
ihre Haftstrafe abgesessen hat) gebrandmarkt, 
hat man es besonders schwer, wieder Fuß zu 
fassen. Je nachdem, wie lange die Inhaftierung 
angedauert hat, kann der gesellschaftliche und 
sozioökonomische Rückstand immens sein. 
Eine ehrliche Arbeit mit fairen Arbeitsbedin-
gungen kann schon eine große Herausforderung 
sein. Eine Rolle dabei spielen natürlich der Bil-
dungsstand und die vorherige Berufserfahrung. 
Menschen, die straffällig werden, haben zumeist 
einen unterdurchschnittlichen Bildungsstand 
und hatten es oft schon vor der Verurteilung 
schwerer am Arbeitsmarkt. Ebenso schwierig 
kann sich die Wohnungssuche gestalten. Dem 
„Keine Wohnung – kein Job und umgekehrt“ zu 
entkommen, kann auch sehr fordernd sein, es ist 
in den meisten Fällen sogar das größte Problem 
von Ex-Insassen. Außerdem findet man das so-
ziale Netzwerk oftmals nicht wieder, in dem man 
vor dem Gefängnis gelebt hat. Die Wahrschein-
lichkeit, nach der Entlassung obdachlos zu wer-
den, liegt bei über 50 Prozent. Ebenso so hoch 
ist die Gefahr, dann wieder straffällig zu werden 
und in diesem Kreislauf zu verharren.

Neuanfang fördern als Prävention
Das US-Justizministerium berichtet, dass etwa 
70 Prozent aller aufgenommenen Verbrechen 
von vorbestraften Personen begangen werden. 
Daraus lässt sich die Notwendigkeit ableiten, 

präventiv Menschen, die ihre Haftstrafe verbüßt 
haben, dabei zu unterstützen, ein straffreies und 
selbstbestimmtes Leben zu führen. Im Idealfall 
beginnt bereits während des Gefängnisaufent-
haltes die Vorbereitung auf das Leben danach. 
Die gemeinnützige Organisation PEP - Prison 
Entrepreneurship Program - hat sich vorgenom-
men, Männern während und nach deren Haft-
strafe beim Wiedereinstieg ist das Berufsleben 
und bei der Entfaltung ihres unternehmerischen 
Potenzials zu unterstützen. Die Säulen des Pro-
gramms sind Bildung, Mentoring und Unterneh-
mertum – getragen von zahlreichen Ehrenamtli-
chen. Ziel ist es, Menschen nach dem Gefängnis 
in Unternehmungen zu integrieren und dabei 
gesellschaftliche Akzeptanz und Verständigung 
zu erreichen. Menschen, denen der Neustart ge-
lingt, können Ex-Insassen als Vorbilder dienen. 
Perspektiven werden geschaffen, Rückfälle mi-
nimiert.

„Jeder Mensch kann sich ändern“
Die Initiator*innen definieren zehn Grundwerte 
als Fundament – darunter zählen gegenseitige 
Wertschätzung und Begegnung auf Augenhöhe 
und der feste Glaube daran, dass Menschen sich 
ändern können. Im Jahr 2004 wurde das PEP 
als unabhängige und gemeinnützige Organisati-
on ins Leben gerufen. Das Programm finanziert 
sich größtenteils aus Zuwendungen von Mit-
tel- und Großspender*innen. Dabei wird genau 

kontrolliert, wer spendet und welche Intention 
dahinterstecken könnte. Im Fokus stand bereits 
zu Beginn das Zusammenführen von freiwilli-
gen Führungskräften und Menschen, die ihre 
Haftstrafe gerade hinter sich gebracht hatten. 
Dabei ging es jedoch nicht um einen einseitigen 
Nutzen oder eine soziale Geste, sondern um das 
Schaffen von gemeinsamen Werten und gesell-
schaftlicher Integration und Innovation. Dazu 
wurden mithilfe von Unternehmen Bootcamp- 
und Wiedereintrittsprogramme initiiert, welche 
im Idealfall in Festanstellungen münden.

Bildung als Erfolgsfaktor
Um Ex-Insassen optimal auf den Arbeitsmarkt 
vorzubereiten, organisiert PEP in Kooperation 
mit Bildungsträger*innen diverse Kurse, Work-
shops und sogar komplette Ausbildungen in 
verschiedenen wirtschaftlichen Berufsfeldern. 
Dies geschieht in enger Zusammenarbeit mit 
möglichen künftigen Arbeitsgeber*innen aus 
Wirtschaft, öffentlichem Dienst oder auch an-
deren gemeinnützigen Organisationen. Je nach 
Interesse und fachlicher Begabung können die 
Inhaftierten frei wählen und sich auf ihre beruf-
liche Zukunft vorbereiten. Ebenso sollen dabei 
Sozialkompetenz sowie das Arbeiten im Team 

und in Hierarchien trainiert werden. Regelmä-
ßige Potenzialanalysen werden durchgeführt, 
um Menschen optimal fördern zu können. Nach 
Bestehen eines strengen mehrstufigen Auswahl-
verfahrens ist es sogar möglich, an einer Leader-
ship-Akademie aufgenommen zu werden und 
selbst als Führungskraft nach der Entlassung 
mit ehemaligen Inhaftierten zu arbeiten. Jähr-
lich können bis zu 500 Männer aufgenommen 
werden. 
Das Programm legt, neben der betriebswirt-
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punkt auf den Bereich Persönlichkeitsentwick-
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solventen gibt es sogar eine Abschlussfeier mit 
Angehörigen im Gefängnis und ein Zertifikat der 
Hankamer School of Business. Für viele Inhaf-
tierte ist dieser Anlass sogar das erste Aufeinan-
dertreffen mit ihren Familien und Freunden seit 
langer Zeit.

Foto: Brett Coomer



Eigeninserat

Wir suchen eine/n begabte/n Zeichner*in
für die Illustrationen zu einem Graphic-Novel.
Dieses Buch soll für Kinder und Jugendliche 
 von 8-18 gezeichnet und geschrieben sein.  

Es soll die Situation, dass ein Elternteil in Haft ist, 
für die jungen Leser*innen verständlich machen.

Text und Story von Christine Hubka.

Wir suchen Gastautor*innen
für Beitrage aus der Haft und der Maßnahme. 

Schildern Sie uns Ihren Haftalltag oder schreiben Sie
über Ihre persönlichen Erfahrungen mit dem Justizsystem. 

Gerne veröffentlichen wir Ihren Beitrag in unserer Zeitschrift.

Be i  In teresse  schre iben  S ie  an:

Redaktion Blickpunkte
Marokkanergasse 25/10  

1030 Wien

Spiele die Partie nach!

Menschen und Geschichten:

Eine Frau und ihr ein Jahr altes Baby haben sich 
Anfang August in Wales im Wald verirrt. Polizeihund 
Max aus Powys in Wales hat die beiden bei seinem 
allerersten Einsatz gerettet. Er fand die beiden in einer 
Schlucht, wo sie bereits eine Nacht verbracht hatten. 
Der Hund hatte gerade erst seine Ausbildung abge-
schlossen.

Zitat:

„Überall sind wir von Wundern umgeben, wenn wir 
die Augen haben sie zu sehen.“ – Ernst Hauschka

LEICHT MITTEL

SCHWER
Ding, L gegen Wang, H FIDE Candidates 2020



Steinbock:

Gesundheit: Es sollte momentan vermehrt darauf geachtet werden eine Balance zu 
�nden. Es sind insgesamt gute Zeiten für die Gesundheit angezeigt. Soziales: 
Die Zeit ist sehr günstig für soziale Beziehungen. Bestehende Beziehungen 
sollten gep�egt werden. Entwicklung: Jupiter und die Sonne spielen 
günstig zusammen. Es könnte nun einfacher gelingen seine Ziele zu 
erreichen. 

Wassermann:

Gesundheit: Es sollte vermehrt darauf geachtet werden eine innere Ausge-
glichenheit zu erlangen. Damit ist man momentan gut beraten. Soziales: 
Es ist ein guter Zeitpunkt die sozialen Kontakte au�eben zu lassen. 
Entwicklung: Es macht sich derzeit besonders bezahlt neuen Situationen 
o�en gegenüber zu stehen.

Widder:

Gesundheit: Ruhe ist derzeit besonders wichtig, um ein inneres Gleichgewicht herstellen zu 
können. Soziales: Es emp�ehlt sich derzeit in sich zu gehen und zu erforschen, was man von 
seinen sozialen Kontakten erwartet, um niemanden vor den Kopf zu stoßen.    
Entwicklung: Sie könnten derzeit eher zu heftigeren und überschwänglicheren Reaktionen 
neigen. Ein zurückhaltenderes Verhalten könnte hilfreich sein.

Stier:

Gesundheit: Im Moment haben Sie vermutlich eher wenig Energie. Sie 
sollten auf Ruhe und Ausgeglichenheit setzen. Soziales: Es ist derzeit 
sehr ratsam sich auf das zu besinnen, was Sie haben. Entwicklung: Das 
Potenzial gewissenhafter und ehrgeiziger als sonst zu sein, ist erhöht.

Zwillinge:

Gesundheit: Im Moment ist die Chance krank zu werden erhöht. Achten Sie 
besonders auf ihre Gesundheit. Soziales: Es ist momentan ratsam selbst auf 
die sozialen Kontakte zuzugehen. Entwicklung: Es könnte hilfreich sein seine 
eigene Einstellung zu hinterfragen.

Fische:

Gesundheit: Es sind gute Zeiten für die Gesundheit angezeigt.   
Soziales: Die Zeiten sind günstig für Ihre kommunikative Seite.    
Entwicklung: Jupiters günstige Stellung zu Ihrer Sonne sorgt dafür,   
dass Schwierigkeiten momentan bewältigbarer scheinen als sonst.

ZeitqualitätenZeitqualitäten

Schütze:

Gesundheit: Ihre körperliches Wohlbe�nden scheint einen neuen Höhepunkt erreicht 
zu haben. Soziales: Die Planeten stehen sehr günstig für die sozialen Kontakte. 
Entwicklung: Derzeit meistern Sie schwierige Aufgaben mit hoher Wahrscheinlichkeit 
sehr souverän und mit Leichtigkeit.

Krebs:

Gesundheit: In Ihnen steckt derzeit vermutlich sehr viel Energie, die Sie durchaus positiv nutzen 
können. Soziales: Momentan sind die Zeiten für die sozialen Kontakte nicht optimal. Es könnte 
hilfreich sein Kompromisse einzugehen und Lösung gemeinsam zu erarbeiten. Entwicklung:    
Sie neigen zurzeit dazu die Dinge sehr klar zu sein. Das kann sehr hilfreich sein, wenn Sie sich 
dessen bewusst sind.

Löwe: 

Gesundheit: Die Wahrscheinlichkeit, dass Sie sich körperlich und geistig sehr wohl 
fühlen, ist erhöht. Soziales: Im zwischenmenschlichen Bereich ist Harmonie und 
Geselligkeit angesagt. Entwicklung: Derzeit ist die Chance auf eine konstante, 
positive Entwicklung besonders hoch.

Jungfrau:

Gesundheit: Es sind gute Zeiten für die Gesundheit. Soziales: Es sind optimale Bedingungen 
für den sozialen Bereich angezeigt. Entwicklung: Die Zeit ist sehr günstig, um wichtige 
Entscheidungen zu tre�en. 

Waage:

Gesundheit: Ihre Gesundheit ist momentan womöglich stärker belastet als sonst. 
Soziales: Die Kommunikation mit Ihren sozialen Kontakten könnte sich zurzeit 
mühsam gestalten. Entwicklung: Die Wahrscheinlichkeit, dass derzeit alles ein wenig 
schwieriger wirkt, ist besonders hoch. Greifen Sie zu, wenn sich Ihnen eine Chance bietet.

Skorpion:

Gesundheit: Sie strotzen vermutlich vor Kraft und Energie. Soziales: Es sind optimale 
Bedingungen für den sozialen Bereich angezeigt. Entwicklung: Jupiter und Sonne stärken 
Ihnen den Rücken. Die Wahrscheinlichkeit optimistischer als sonst zu sein, ist erhöht.
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MMaaßßnnaahhmmeennvvoollllzzuugg   
Endloses Wegsperren und Zwangsbehandlung  
Markus Drechsler, Blickpunkte (Hrsg.)  

  

Der Maßnahmenvollzug, Paragraph 21 des österreichischen Strafgesetzbuchs, besteht seit den 
1970er-Jahren und ist als Modell zu „Therapie statt Strafe“ vom damaligen Justizminister Christian 
Broda geschaffen worden. Die Einweisungszahlen haben sich daraufhin in kurzer Zeit dramatisch 
erhöht. Derzeit sind ca. zehn Prozent der Gefangenen in Österreich im Maßnahmenvollzug. Nach 
dem aufsehenerregenden Fall eines Untergebrachten, dessen Füße während seiner Anhaltung 
verfault sind, und jahrelanger Kritik von namhaften Experten, hat Justizminister Wolfgang 
Brandstetter gehandelt und eine Arbeitsgruppe zur Reform ins Leben gerufen. Zeitnah zur 
anstehenden Gesetzesreform und der Schaffung eines eigenen Maßnahmenvollzugsgesetzes 
werden nun in der vorliegenden Publikation alle Problembereiche des Maßnahmenvollzugs 
dargestellt. Kontrovers wird derzeit eine mögliche Reform des Gesetzestextes und dessen 
Umsetzung in der Praxis diskutiert.  
  
Die fragliche Praxis des unbefristeten Wegsperrens wird unter anderem in Aufsätzen des 
ehemaligen Anstaltsleiters der Justizanstalt Wien-Mittersteig, Norbert Minkendorfer, sowie vom 
Innsbrucker Universitätsprofessor Christian Bertel eingehend behandelt.  

Die Zwangsbehandlung durch Psychopharmaka, ein besonders heikler Themenkomplex, der in der 
Psychiatrie immer wieder für Kontroversen gesorgt hat, wird ausführlich von Rechtsanwältin 
Katharina Rueprecht beschrieben. Eine Gesprächsrunde mit einem Anstaltspsychiater und dem 
Verfassungsrechtler Bernd-Christian Funk beleuchtet das Problem in der Praxis.  

Den vielfach als ungenügend empfundenen Gutachten werden durch Beiträge des Schweizer 
Richters und Justizkritikers Peter Zihlmann sowie in Interviews mit dem renommierten Münchner 
Psychiater Norbert Nedopil und dem Gerichtspsychologen Dominik Rosenauer auf den Grund 
gegangen. Eine Studie der Universität Ulm hat stichprobenweise österreichische Gutachten 
untersucht, und ist zu einem verheerenden Ergebnis gekommen, das auszugsweise wiedergegeben 
wird.  

Den von vielen Untergebrachten bemängelten kurzen Anhörungen vor dem Vollzugsgericht zur 
bedingten Entlassung aus dem Maßnahmenvollzug widmet sich der Präsident des Obersten 
Gerichtshofs Eckart Ratz. Ebenso sind die Verfahren zur bedingten Entlassung Thema eines 
Interviews mit Verfassungsrechtler Bernd-Christian Funk. Untergebrachte schildern zudem ihre 
persönlichen Eindrücke bei den Gerichtsterminen, die über eine weitere Anhaltung oder eine 
Entlassung entscheiden.  

Nach der anfänglichen Zensur, ist die Grundlage dieses Buchs, die Sonderausgabe des Magazins 
„Blickpunkte“, im Sommer 2014 erschienen. Die Redaktion der „Blickpunkte“ hat für dieses Magazin 
die „Ehrende Anerkennung“ des Prof.-Claus-Gatterer Preises 2015 erhalten. Nach Aktualisierung 
der Fachbeiträge und Interviews sowie deren Erweiterung um einige aktuelle Aspekte wurde diese 
– mittlerweile vergriffene Sonderausgabe – 2016 als Buch neu aufgelegt.  

Markus Drechsler, Blickpunkte (Hg.)
Maßnahmenvollzug - Menschenrechte weggesperrt und zwangsbehandelt

24.90 €, 368 Seiten, Format: 13,5x21, englische Broschur
ISBN: 978385476-527-1, Erschienen: November 2016

lieferbar im Mandelbaum Verlag oder direkt bei  
Blickpunkte, Marokkanergasse 25/10, 1030 Wien - office@blickpunkte.co
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Neues aus Österreich:

Mit dem Tape des Ibiza-Skandals sind derzeit 15 Ermittler*innen und drei Beamt*innen der Polizei in Leitungsposition 
befasst. Bezüglich des Streitthemas um die Information der Wirtschafts- und Korruptionsstaatsanwaltschaft über das 
Au�nden des Videos verteidigt der Minister seine Mitarbeiter*innen.

Das Sicherheitsgefühl der Österreicherinnen und Österreicher ist, laut aktueller Umfrage, zwischen Dezember 2019 
und Juni 2020 stark gestiegen. Knapp 97 Prozent der Menschen in Österreich fühlen sich "sehr sicher" (71,7 Prozent) 
oder "eher sicher" (25 Prozent). Die Hälfte der befragten Personen sah das Verhalten der Polizei in der Coronakrise 
"angemessen" und 28 Prozent "eher angemessen". Am meisten Sorgen bereiten Wirtschaftskrise und In�ation.

Die kurz vor der Nationalratswahl beschlossene Wiedereinführung der abschlagsfreien Frühpension hat zu einem 
erheblichen Anstieg der Pensionsantritte geführt. Im ersten Halbjahr 2019 wurden von der Pensionsversicherungsan-
stalt noch insgesamt 55.634 Pensionen neu zuerkannt. Heuer waren es zwischen Anfang Jänner und Ende Juni 
61.637.

Neues aus der Welt:

In Beirut wächst der Zorn der Bevölkerung über die Explosion 
mit vielen Toten und Verletzten, die möglicherweise vermeid-
bar gewesen wäre. Zwei Minister legten am Sonntag ihre Ämter 
nieder und am Montag folgte ihnen die Justizministerin. 

Bei einem Straßenfest in der US-Hauptstadt Washington ist es 
zu Schüssen gekommen. Dabei wurde ein 17-Jähriger getötet 
und 20 weitere Personen wurden verletzt. Bisher geht man 
davon aus, dass es drei Schützen gegeben hat. Die Hintegrün-
de sind bisher allerdings unklar.

Die Verhandlungen im US-Kongress über ein neues Coro-
na-Hilfspaket sind gescheitert. Daher hat US-Präsident Donald 
Trump per Dekret eine Reihe von Maßnahmen angeordnet. Bei 
einer Pressekonferenz im US-Staat New Jersey unterzeichnete 
Trump am Samstag vier Erlasse. Unter anderem befanden sich 
darunter eine Kürzung der Lohnnebenkosten und ein verlän-
gerter Zuschlag zur Arbeitslosenhilfe.

Neues aus Europa:

In rund sechs Monaten soll es nach aktuellen Schätzungen den 
ersten Impfsto� gegen Covid-19 geben. Dies ho�t jedenfalls 
EU-Gesundheitskommissarin Stella Kyriakides.

Deutschland und Frankreich haben sich mitten in der Coronavi-
rus-Pandemie aus den Verhandlungen über eine Reform der 
Weltgesundheitsorganisation zurückgezogen. Es gab massive 
Di�erenzen mit den USA, die dazu führten.

Proteste gegen die Festnahme einer LGBT-Aktivistin in Polen 
führten zur Festnahme von rund 50 Demonstrant*innen. Sie 
wurden allesamt in Gewahrsam genommen. Vorgeworfen 
wurde ihnen unter anderem Beleidigung von Polizeibeamt*in-
nen und Beschädigung eines Polizeiautos, teilte die polnische 
Polizei am Samstag mit.
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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Auf der Flucht. Strafvoll­
zug und Hintergründe 
zur Haftunterbrechung

| Von Gregor Gneis |

28

Gefängnisbau:  
Vom Racheprinzip zur  
Resozialisierung

Ein Bericht von Sophie Röhrer

Österreich

Die Gestaltung von Gebäuden hat einen weitreichenden Einfluss auf ihre Bewoh-
ner*innen – das ist auch bei Gefängnissen nicht anders. Dieser Umstand spiegelt sich 
heutzutage immer mehr in deren Architektur wider, denn im Fokus steht die Soziali-
sierung derer, die noch nie sozialisiert waren bzw. die Resozialisierung und nicht mehr 
der gebrochene Mensch.
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Österreich

Strafvollzugsanstalten stellen zwar öffentliche Gebäude 
dar, aber einen tatsächlichen Einblick in diese erhalten 
nur wenige. Die Vorstellung vom Gefängnisalltag bleibt 
für einen großen Teil der Bevölkerung nicht mehr als das 
und hat mit der Realität oftmals wenig zu tun. Der Straf-
vollzug ist dennoch ein sehr wichtiges Thema, weshalb es 
überrascht, dass in den letzten Jahrzehnten keine größe-
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wickelte Architekturen. Ein Beispiel hierfür ist das „Pan-
optikum“, welches vom englischen Philosophen Jeremy 

Bentham konstruiert wurde und einen mehrgeschossigen 
Rundbau mit nach innen vergitterten Zellen rundherum 
bezeichnet. Die Gefangenen mussten jederzeit damit rech-
nen, von der zentralen Warte im Lichthof überwacht zu 
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Architektur nieder. Sie sind zwar ausbruchssicher, ver-
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Im Gegensatz zu den Gefängnissen, die im Baustil des 20. 
Jahrhunderts erbaut wurden und bereits von außen als 
solche erkennbar sind, wirken sie unscheinbarer.
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dar. Sie wird als freundlich und hell beschrieben. 
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se in der Justizvollzugsanstalt soweit dies geht den Ver-
hältnissen der Außenwelt angeglichen werden sollen. Die 
Gefangenen sollen auf das Leben in Freiheit vorbereitet 
werden, wofür möglichst viel Normalität unerlässlich ist. 
Das Leben im Gefängnis bringt schon genug Einschrän-
kungen mit sich. Allein ein guter Ausblick aus dem Fens-
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Höhe von 1,2 Metern. Bodenbeläge mit unterschiedlichen 
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wegen auch sie vom atmosphärischen Mehrwert profitie-
ren. 

Vorurteil „Luxusknast“
Der Bau neuer Gefängnisse ist zumeist aus Kapazitäts-
gründen unumgänglich. Sobald Gefängnisneubauten in 
Planung sind, wird in der Bevölkerung oft Kritik laut. 
Diese seien zu teuer und zu luxuriös, denn Kritiker*innen 
geht eine Zuwendung an die Gefangenen zu weit. Luxus 
wird man in Gefängnissen jedoch nicht antreffen, sondern 
höchstens eine angenehme und helle Unterkunft, wobei 
dieser Umstand nicht von der Tatsache ablenkt, dass man 
sich im Strafvollzug befindet. 
Mit einer freundlichen Architektur lässt sich mehr be-
wirken, als nur das Wohlbefinden der Strafgefangenen zu 
steigern. Abgesehen von ihnen profitiert nämlich auch die 
Gesellschaft von einem Gefängnisbau in diesem Stil, denn 
dieser verspricht bessere Sozialisationserfolge.
Abgesehen von der Strafanstalt Leoben, die 2004 eröff-
nete, wurde in Österreich seit vielen Jahrzehnten kein 
Gefängnis mehr gebaut. Die Karlau gibt es seit dem 19. 
Jahrhundert, seit damals wurde sie immer wieder nur 
adaptiert. Auch die Strafanstalt Jakomini wurde bereits 
1890 erbaut. Für die Häftlinge und die Justizwachebe-
amt*innen in Leoben entwickelte man eine neue Ausrich-
tung. Es gab erstmals einen Wohngruppenvollzug und of-
fene Flächen. Das Gebäude wurde stark kritisiert. Es war 
sogar von einem „Luxusknast“ die Rede. Dabei macht ein 
würdevoller Umgang mit Häftlingen auf jeden Fall Sinn, 
vor allem in Hinblick auf deren Sozialisierung bzw. Re-
sozialisierung. Dass nicht nur die Häftlinge von einem 
freundlichen Gefängnis profitieren, wird vor allem durch 
den Umstand erkennbar, dass Leoben weniger Kranken-
stände der Justizwachebeamt*innen aufweist als andere 
Justizanstalten.
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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Privates US-Gefängnis  
bezahlt 3,7 Millionen Dollar 
Schadenersatz

Ein Zusammenfassung von EJI / Markus Drechsler

Das private Gefängnisunternehmen CoreCivic und das Kommunikations-
unternehmen Securus Technologies zahlen 3,7 Millionen US-Dollar an 
Schadensersatz, da sie illegal Gespräche zwischen Anwält*innen und Man-
dant*innen in einer privaten Untersuchungshaftanstalt aufgezeichnet, und 
diese Aufzeichnungen mit Strafverfolgungsbehörden und anderen geteilt 
haben.

Im Jahr 2016 stellte ein Bundesgericht in 
Missouri fest, dass Hafteinrichtungen wie 
das „Leavenworth Detention Center“ von Co-
reCivic in Kansas Geräte installiert hatten, 
mit denen die Kommunikation zwischen An-
wält*innen und inhaftierten Klient*innen auf-
gezeichnet werden konnte. Das Gericht erließ 
eine Anordnung, wonach alle Hafteinrichtun-
gen in Kansas und Missouri, einschließlich der 
von CoreCivic betriebenen privaten Einrich-
tungen, die Aufzeichnung von persönlichen 
Treffen, Telefonanrufen und Videokonferenz-
anrufen zwischen Inhaftierten und ihren An-
wält*innen einstellen müssen.
Die Anwälte Adam Crane und David Johnson 
verklagten daraufhin CoreCivic und Securus 
und behaupteten, die Unternehmen hätten 
Anrufe und persönliche privilegierte Gesprä-
che im „Leavenworth Detention Center“ unter 
Verstoß gegen die Abhörgesetze mittels Ab-
hörgeräten aufgezeichnet und verbreitet, wie 
aus einem beim Bundesgericht eingereichten 

Antrag hervorgeht. Im Jahr 2018 bestätigte 
das Bundesgericht die Klage als Sammelklage. 
Die Kläger sind Anwält*innen, die im „Lea-
venworth Detention Center“ inhaftierte Klien-
ten vertraten und deren Kommunikation, die 
bis ins Jahr 2013 zurückreicht, von CoreCivic, 
Securus und / oder abgefangen, überwacht, 
aufgezeichnet, offengelegt oder verwendet 
wurden. Der Eighth Circuit Court of Appeals 
bestätigte die Sammelklage im Januar 2019.
Durch die vorgeschlagene Vergleichsverein-
barung wird ein gemeinsamer Fonds in Höhe 
von 3,7 Millionen US-Dollar geschaffen, um 
etwa 750 Kläger*innen für mutmaßliche Ver-
stöße gegen die Abhörgesetze zu entschädi-
gen. Die Anwaltskosten  betragen fast 1,3 Mil-
lionen US-Dollar.
Die beiden Anwälte, die die Klage eingereicht 
haben, erhalten außerdem jeweils 25.000 
US-Dollar, „um sie und andere Personen, die 
künftigen Verstößen ausgesetzt wären, zu 
ermutigen, die Rechte ihrer Mandant*innen 

auf missbräuchlich abgehörte Kommunika-
tion nach Landes- und Bundesrecht durchzu-
setzen“.
CoreCivic, einer der größten privaten Gefäng-
nis Unternehmen der Nation, stehen auch an-
dere Klagen wegen Mißwirtschaft und miss-

bräuchlichen Praktiken ins Haus. Securus 
Technologies, das private Unternehmen, das 
die Anrufe im Leavenworth Detention Center 
aufgezeichnet hat, wurde zuvor auch wegen il-
legaler Aufzeichnung geschützter Kommuni-
kation vor Gericht gestellt.
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Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 
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Gefängnisse werden nicht für 
Frauen gebaut, und das ist ein 
Problem

Ein Bericht von Anna Karrer

Die meisten Menschen hinter Gittern sind Männer, deshalb ist es auch wenig überra-
schend, dass bei der Planung und Gestaltung von Gefängnissen die Bedürfnisse von 
Männern im Vordergrund stehen. Dass Frauengefängnisse oftmals nach derselben 
Vorlage gebaut werden, verursacht viele Probleme. Weibliche Inhaftierte leiden öfter 
als Männer an mentalen Erkrankungen und sind großteils vor der Straftat Opfer von 
Gewalt geworden, der Zugang zu medizinischer und psychologischer Hilfe hinter Git-
tern ist aber in vielen Ländern beschränkt. Und das ist nur ein Problem.

Weltweit bilden Frauen eine Minderheit hinter 
Gittern. In Österreich sind laut Justizministe-
rium mit Stand 1. Juni 2020 523 Frauen inhaf-
tiert, das entspricht 6,11 Prozent der insgesamt 
8.560 Häftlinge. Österreichs einziges Frauen-
gefängnis, die Justizanstalt Schwarzau, bildet 
eine Ausnahme im internationalen Vergleich der 
Architektur von Gefängnissen, die JA wurde in 
einem Schloss untergebracht und bietet Frauen 
Arbeits- und Therapiemöglichkeiten an.

Architektur beeinflusst Verhalten
Die Architektur von Gefängnissen soll das Ver-
halten von Menschen drinnen und draußen be-
einflussen. Dieser Ansatz wurde bereits bei der 
Planung des berüchtigten Eastern State Peni-
tentiary in Philadelphia, USA, im 19. Jahrhun-
dert verfolgt. Der gotische Stil des Gefängnisses 
sollte den Menschen draußen und drinnen als 
Warnung dienen und die Moral stärken. Wie es 
Marcel Schweder und Sophie Thümer in ihrem 
Artikel „Gefängnisarchitektur – Zwischen Funk-
tionalismus und Symbolismus“ formulieren: 
„Aufgrund dessen, dass die wenigsten Personen 
Gefängnisse von innen kennen, wird nicht nur 
das Innere, sondern auch der Umgang mit Ge-
fangenen von der Fassade abgeleitet.“ Dass die-

se Fassaden, die für Männer errichtet wurden, 
Frauen hinter Gittern vor große Herausforde-
rungen stellen, wird bis heute nur vereinzelt bei 
der Planung neuer Gefängnisse in Betracht ge-
zogen.

Viele Unterschiede und eine große Ge-
meinsamkeit im internationalen Ver-
gleich
Neuseeland und die USA, zum Beispiel, setzen 
weibliche Inhaftierte mit Männern gleich, nur 
mit einem Unterschied, dem Geschlecht, und 
verwenden folglich dasselbe Gefängnissystem 
mit ein paar kleinen Änderungen für Frauen. Da 
es weniger weibliche Inhaftierte gibt, ist auch die 
Anzahl der Frauengefängnisse beschränkt. Das 
hat zur Folge, dass viele Insassinnen oft nicht in 
der Nähe ihrer Familien untergebracht werden, 
sondern womöglich hunderte Kilometer ent-
fernt. Dass diese Distanz zur Familie für viele 
Frauen hinter Gittern, die oft alleinerziehende 
Mütter sind, weitreichende Folgen hat, findet 
meistens keine Berücksichtigung. In Spanien 
und Frankreich gibt es hybrides System, in die-
sen Ländern gibt es Gefängnisse, die speziell für 
Frauen errichtet wurden, und zusätzlich gibt es 
kleine Einheiten für Frauen, die man an Män-

nergefängnisse angeschlossen hat, damit Frauen 
nicht zu weit weg von ihren Familien inhaftiert 
werden. 
Helen Fair, wissenschaftliche Mitarbeiterin am 
King’s College London, hat dazu eine Studie 
durchgeführt. Sie beschreibt darin, dass alle 
untersuchten Ländern etwas gemeinsam ha-
ben: die persönlichen Hintergründe der meisten 
Frauen. Der Großteil der inhaftierten Frauen 
gehört sozial stark benachteiligten Gruppen an 
und war oft Opfer von Gewalt und Missbrauch. 
Eine Studie von 2005 aus Westaustralien hielt 
fest, dass 88 Prozent der befragten Frauen an-
gaben, Missbrauch in der Kindheit und/oder als 
Erwachsene erlebt zu haben. Auch Suchtproble-
me und körperliche sowie mentale Gesundheits-
probleme spielen eine signifikante Rolle. Laut 
einer Studie aus New South Wales aus dem Jahr 
2001 litten 30 Prozent der befragten Frauen an 
schweren Depressionen, 44 Prozent hatten Asth-
ma, und 66 Prozent waren Hepatitis C positiv. 
Auch sind Frauen, die Minderheiten angehören, 
überproportional repräsentiert: Laut prisonpoli-
cy.org sind 53 Prozent der Frauen in US-Gefäng-
nissen weiß, 29 Prozent Afroamerikanerinnen 
und 14 Prozent hispanisch. Dass Reformen drin-
gend notwendig sind, liegt für Kritiker*innen 
des aktuellen Systems auf der Hand, und auch 
neue Studien zeigen, wie man ein gesundes Um-
feld für Frauen hinter Gittern schaffen kann.

Gefängnisse gebaut für Frauen
Wissenschaftlerinnen aus Großbritannien ha-
ben sich angesehen, wie „gesunde“ Gefängnisse 
für Frauen aussehen könnten und die Ergebnis-
se in ihrem Artikel „Designing ‘Healthy‘ Prisons 
for Women: Incorporating Trauma-Informed 
Care and Practice (TICP) into Prison Planning 
and Design“ veröffentlicht. Wie bereits erwähnt, 
leiden viele Frauen, die im Gefängnis landen, an 
körperlichen und mentalen Krankheiten. Aus-
reichend Behandlungsmöglichkeiten sind aber 
oft nicht verfügbar, und regelmäßige Budget-
reduzierungen verschlechtern die Situation der 
Insassinnen weiter. Weiters kann der Umgang 
mit den Insassinnen, der in den meisten Fäl-
len für männliche Insassen konstruiert war, zu 
weiteren Traumatisierungen führen. Exzessives 
Durchsuchen der Frauen, sehr strenge Sicher-
heitsprotokolle, kaum Angebote an sinnvollen 
Tätigkeiten und Weiterbildungsmöglichkeiten 
sowie schlechte Behausung und wenig Kontakt-
möglichkeit mit ihren Kindern und Familien 
werden regelmäßig kritisiert.

In Nordirland findet man ein positives Beispiel 
einer Haftanstalt, die sich auf die Bedürfnisse 
der Frauen eingestellt hat. Die Haftanstalt Mur-
ray House ist eine sehr kleine Anstalt mit sechs 
Zimmern für Frauen, die am Ende ihrer Haft so-
wie clean und trocken sind, wenig Aufsicht be-
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
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nötigen und denen vertraut wird, dass sie in der 
Gemeinschaft mitarbeiten werden. Das Haus 
vermittelt ein heimeliges Gefühl, es gibt „nor-
male“ Wohn- und Esszimmer, bequeme Mö-
bel, eine gut ausgestattete Küche und getrennte 
Schlafzimmer. Es befindet sich außerdem außer-
halb der gesicherten Teile des Gefängnisses. 
Auch in Skandinavien wird dieser Ansatz ver-
folgt, in den Gefängnissen Halden, Norwegen, 
und Storstrøm, Dänemark, soll die Architektur 
des Gefängnisses den Gemeinschaftssinn stär-
ken und die Resozialisierung fördern.

Ein Schloss als Österreichs einziges Frau-
engefängnis
In Österreich werden Straftäterinnen in der Jus-
tizanstalt Schwarzau untergebracht. Architekto-

nisch sticht dieses Frauengefängnis heraus – es 
wurde in einem Schloss untergebracht. Schloss 
Schwarzau war ein kaiserliches Jagdschloss, das 
zwischen dem 13. und 16. Jahrhundert als Ge-
schenk der Adelsfamilie der Grafen Wurmbrand 
übergeben wurde. Im Laufe der Zeit wechselte 
das Schloss mehrmals den Besitzer, bis es 1889 
von Herzog Robert von Bourbon-Parma gekauft 
wurde. 1911 fand die letzte habsburgische Hoch-
zeit von Erzherzog Karl Franz Josef mit Prinzes-
sin Zita von Bourbon-Parma statt. 1951 verkaufte 
der Alleinbesitzer Herzog Elias aus wirtschaftli-
chen Gründen das Schloss an die Republik Ös-
terreich. Nach aufwendigen Renovierungen, die 
sich auf ca. zehn Millionen Schillingen (umge-
rechnet rund 0,73 Millionen Euro) beliefen, er-
öffnete im Dezember 1957 die denkmalgeschütz-

te „Frauenstrafanstalt Schwarzau“. Aber nicht 
nur die Architektur unterscheidet sich von an-
deren internationalen Beispielen, in Schwarzau 
wird der Alltag an die Bedürfnisse der Frauen 
angepasst. Wie Oberstleutnant und stellvertre-
tende Anstaltsleiterin Margit Schrammel im Ge-
spräch mit dem Kurier 2018 erzählt: „Psychiater 
und Psychologe: fix im Haus, Sozialarbeiter: fix 
im Haus, Anstaltsarzt: fix im Haus, Internist und 
Frauenarzt: kommen wöchentlich.“ Auch gibt es 
eine Mutter-Kind-Abteilung in Schwarzau. Kin-
der dürfen bis zum dritten Lebensjahr bei ihren 
Müttern bleiben. In dieser Abteilung herrscht 
der offene Vollzug, die Zellen sind nicht abge-
schlossen, und Mütter und Kinder können sich 
frei bewegen. Es gibt einen Freizeitraum, eine 

Küche und sogar einen Streichelzoo. In Schwar-
zau hat es auch seit der Öffnung keinen einzigen 
Suizidversuch gegeben, erklärt Anstaltsleiter 
Brigadier Gottfried Neuberger dem Kurier. Psy-
chische Erkrankungen werden mit passenden 
Therapien behandelt, und das Personal wisse 
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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Übergabe des neuen  
Gefangenentransporters

Ein Pressemitteilung des Bundesministeriums für Justiz

Nach knapp einjähriger Bauphase wurde der Justizanstalt Wien-Josefstadt am 2. Juli 
2020 der neue Gefangenentransporter übergeben.

Zum Einsatz kommt der Bus im dort angesiedelten Zen-
tralen Überstellungsdienst. Die Übergabe erfolgte durch 
Friedrich Koenig, Generaldirektor für den Strafvollzug 
und den Vollzug freiheitsentziehender Maßnahmen, im 
Namen von Bundesministerin Alma Zadić.
Fahrgestell und Motor stammen von den Firmen Volvo 
und Kiitokori, der gesamte Aufbau erfolgte in enger Zu-
sammenarbeit mit den Eskortekommandanten der JA 
Wien-Josefstadt und den Buslenkern. Der 12 Meter lange, 

knapp 3,5 Meter hohe Bus mit 460 PS und 6 m³ Gepä-
cksraum bietet Platz für 27 Insass*innen, vier Eskorte-
beamt*innen und zwei Fahrer*innen. Damit werden in 
Sachen Sicherheit und Technik sowohl für die Eskortebe-
amt*innen als auch für die Kraftfahrer*innen neue Maß-
stäbe gesetzt. Der bisher eingesetzte und bestens bekann-
te weiße Gefangenentransporter wird nun nach 15 Jahren 
und über 1,2 Mio. Kilometern Laufleistung in die Rolle des 
Ersatzwagens zurücktreten.

„Als Generaldirektor für den Straf- und Maßnahmen-
vollzug ist mir die Sicherheit der Bediensteten sowie 
der Insass*innen ein großes Anliegen. Es freut mich 
daher besonders den justizeigenen Fuhrpark um die-
ses neue Transportportmittel, welches dem aktuellen 
Stand der Technik entspricht und zugleich größtmögli-
che Sicherheit bietet, zu erweitern“, so Generaldirektor 
Mag. Koenig stolz.
Zahlreiche Bedienstete waren in den aufwändigen Aus-
schreibungs- und Planungsprozess involviert. „Bei der 
Anschaffung dieses zeitgemäßen Gefangenentrans-
porters wurde auf die Erfahrungswerte und das Know-
how zahlreicher Expert*innen aus der Praxis zurück-
gegriffen. Bei der Ausstattung des Fahrzeuges wurden 
Anregungen von Seiten der Volksanwaltschaft ebenso 
berücksichtigt“, so Generaldirektor Koenig anerken-
nend.
Den beteiligten Bediensteten dankten Generaldirektor  
Koenig und Oberst Peter Hofkirchner im Namen der 
Anstaltsleitung besonders: „Ich wünsche allen Bediens-
teten allzeit gute und vor allem sichere Fahrten im Rah-
men der Überstellungen von Insass*innen quer durch 
Österreich“, so Generaldirektor Koenig abschließend.
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Kieleck ist der Leiter einer Gefängnisabteilung, in der er 
als absoluter Herrscher handelt. Nur hier fühlt er sich so 
richtig wohl, weil er machen kann, was er will. Denn wäh-
rend Kieleck von außen als arbeitssüchtiger und überer-
füllender Beamter wahrgenommen wird, der eine totale 
Law-and-Order-Politik betreibt, ist er in Wirklichkeit ein 
sadistischer Psychopath. Und die Insassen in seiner Ab-
teilung haben seinen Befehlen zu folgen. Als sich die Be-
ziehung eines Insassen zu seiner Frau so verschlechtert, 
dass sie ihrem Ende zugeht, gerät Kieleck in Panik. Denn 
die Briefe, die diese Frau ihrem Mann in das Gefängnis 
schreibt, sind seine Nahrung. Auf seine Art scheint er in 
sie verliebt zu sein, und diese Liebe entgleitet ihm, da sie 
einen Bereich darstellt, den er nicht kontrollieren kann. 
Und so schmiedet er einen perfiden Plan, um die Bezie-
hung doch noch zu retten.
Der Autor, Maximilian Pollux, war selbst jugendlicher 
Intensivtäter und verbrachte beinahe zehn Jahre seines 
Lebens im Gefängnis. In diesem Buch beschreibt er die 
verschiedenen Persönlichkeiten, die ihm im Laufe dieser 
Zeit untergekommen sind und die sich nun in der Person 
Kielecks akkumulieren. Menschen, die noch nie in einem 
Gefängnis eingesperrt waren, bekommen einen Eindruck 
dieser anderen Welt und lernen diese etwas kennen: den 
Alltag mit seinen ständig gleichen Wiederholungen; das 
Ausgeliefertsein der Insassen; wie die Administration 
und das kollegiale Mit- oder auch Gegeneinander in ei-
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Eine Rezension von  
Gregor Gneis

13-jährige Kinder, die Jahre in Isolationshaft verbringen 
müssen, willkürliche Verhaftungen und rassistische Vor-
urteile durch Polizei und Justiz sind Alltag in den USA. 
Der Anwalt Bryan Stevenson macht diese erschüttern-
den Fälle aus Amerikas Gerichtssälen publik. Er vertritt 
Menschen, die keinen oder nur pro forma einen Rechts-
beistand erhalten. Wie ein Thriller lesen sich die Fälle, in 
denen er dafür kämpft, Unschuldige aus der Todeszelle 
herauszuholen. Ein notwendiges Buch, das den allgemei-
nen Rassismus und das Versagen des Strafsystems an-
prangert – und erschreckende Einblicke in die amerika-
nische Gesellschaft gibt.
Ein Auszug:
Dieses Buch ist der Versuch, sich dem Phänomen der 
Masseninhaftierung und der Todesstrafe in den Ver-
einigten Staaten zu nähern. Es geht der Frage nach, mit 
welcher Leichtfertigkeit wir in diesem Land Menschen 
verurteilen und welches Unrecht wir begehen, wenn wir 
den Schwächsten unserer Gesellschaft mit Angst, Zorn 
und Distanz begegnen. Außerdem handelt es von einer 
dramatischen Phase unserer jüngsten Geschichte, die 
das Leben von Millionen von Amerikanern unabhängig 
von Hautfarbe, Alter und Geschlecht unauslöschlich ge-
prägt und tiefe Spuren in der amerikanischen Psyche 
hinterlassen hat.
Als ich im Dezember 1983 zum ersten Mal einen Todes-
trakt betrat, hatte in den Vereinigten Staaten gerade ein 
radikaler Umbruch begonnen. In den nächsten Jahr-
zehnten sollte das Land zu einer harschen und strafen-
den Nation werden und eine Inhaftierungswelle erleben, 
die in der Geschichte ihresgleichen sucht. In den Verei-
nigten Staaten lebt ein größerer Prozentsatz der Bevöl-
kerung hinter Gittern als in irgendeinem anderen Land 
der Welt. Seit Anfang der Siebzigerjahre stieg die Zahl 
der Häftlinge von 300 000 auf heute 2,3 Millionen an. 
Fast sechs Millionen Menschen sind nur zur Bewährung 
auf freiem Fuß. Schätzungen gehen davon aus, dass von 
den 2001 Geborenen jeder Fünfzehnte ins Gefängnis 
kommen wird. Von den in diesem Jahrhundert gebore-
nen schwarzen Männern wird es sogar jeder Dritte sein.
Hunderttausende kommen wegen minderschwerer Ver-
gehen für Jahrzehnte hinter Gitter.
Dieses Buch ist eine Empfehlung für alle, die sich näher 
mit dem US-amerikanischen Strafvollzugssystem be-
schäftigen möchten.

Bryan Stevenson 
Ohne Gnade 
Verlag: Piper 
ISBN: 9783492310031 
€ 11,40

Ohne Gnade
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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zug und Hintergründe 
zur Haftunterbrechung
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Österreich

„Informationszugang muss ein 
Recht sein und kein Gnadenakt.“
Die österreichische Bundesregierung arbeitet momentan an einem 
Entwurf für ein Informationsfreiheitsgesetz. Inwiefern Informations-
freiheit für den Journalismus von Bedeutung ist und worauf bei 
einem entsprechenden Gesetz besonders zu achten ist, war am 21. 
Juli 2020 im Presseclub Concordia Thema.

Ein Bericht von Katharina Zwins

Das Recht auf Information von staatlichen Stellen, wel-
ches sich unter anderem aus der Europäischen Men-
schenrechtskonvention (Art 10 EMRK) ableiten lässt, 
soll mit einem neuen Informationsfreiheitsgesetz in den 
Verfassungsrang gehoben und das Amtsgeheimnis damit 
gleichsam abgeschafft werden. Für Daniela Kraus, Gene-
ralsekretärin des Presseclubs Concordia, der die Presse-
konferenz Journalismus braucht Informationsfreiheit: 
fünf Beispiele aus der Praxis organisierte, ist eine Ent-
wicklung eines solchen Gesetzes für die Arbeit von Jour-
nalist*innen wesentlich, denn „Informationsfreiheit ist 
für die demokratische Kontrollfunktion des Journalismus 
von besonderer Bedeutung.“

Konkrete Forderungen für ein Informationsfrei-
heitsgesetz
Mathias Huter, Generalsekretär des Forums Informati-
onsfreiheit, berichtete im Zuge der Veranstaltung zunächst 
über die aktuellen Entwicklungen in Zusammenhang mit 
der Entstehung eines Informationsfreiheitsgesetzes. Laut 
Karoline Edtstadler (ÖVP), Bundesministerin für EU und 
Verfassung, werde ein solches derzeit entworfen und soll 
noch vor der Sommerpause in Begutachtung gehen. Der-
artige gesetzliche Regelungen seien laut Huter dringend 
notwendig, denn „Österreich ist das letzte Land in der EU, 
dass kein Recht auf Informationszugang vorsieht.“ Bei der 
Umsetzung eines Gesetzes pocht der Transparenz- und 
Antikorruptionsaktivist vor allem auf kurze Fristen von 
maximal zwei Wochen, innerhalb derer Informationen 
herauszugeben sind. Unabdingbar sei außerdem der ef-
fektive Zugang zu Information, der mithilfe einer/eines 
unabhängigen Informationsfreiheitsbeauftragten best-
möglich gewährt werden würde, so Huter. Durch einen 
umfassenden Informationsbegriff soll außerdem sicherge-
stellt werden, dass grundsätzlich alle Informationen „an-
fragbar“ sind. Ein Informationsfreiheitsgesetz solle nicht 
bereits von vornherein gewisse Daten ausnehmen können. 
Für einen effektiven Zugang zu Information wesentlich sei 

schließlich auch die gesetzliche Verankerung einer Veröf-
fentlichungspflicht für Behörden, öffentliche Institutionen 
und staatseigene Unternehmen, die durchsetzbar ist und 
deren Verweigerung mit Strafe bedroht ist. Als Vorbild für 
ein österreichisches Gesetz nannte Huter unter anderem 
das Modell aus Hamburg und berichtete, dass Informa-
tionsfreiheitsgesetze in skandinavischen Staaten tenden-
ziell gut ausgestaltet seien. Innerhalb der EU sei jedoch, 
vor allem bezüglich der Auskunftsfristen, derzeit Estland 
„Spitzenreiter“.

Beispiele aus der Praxis
Dass ein Informationsfreiheitsgesetz die Arbeit von Jour-
nalist*innen nicht nur wesentlich erleichtern, sondern 
auch qualitativ verbessern würde, sollten sowohl na-
tionale wie auch internationale Beispiele aus der Praxis 
zeigen. „Informationszugang muss ein Recht sein und 
kein Gnadenakt“, forderte Alexander Fanta, Journalist 
bei netzpolitik.org. Er gab Einblick in eine Recherche zu 
Ladegeräten von Mobiltelefonen und deren Vereinheit-
lichung innerhalb der EU, die vom Unternehmen Apple 
erfolgreich verweigert wurde. Ohne eine entsprechende 
europäische Verordnung über den Zugang der Öffentlich-
keit zu Dokumenten des Europäischen Parlaments, des 
Rates und der Kommission wäre unter anderem das Ein-
sehen von internen und aufschlussreichen Dokumenten 
der Kommission zu diesem Thema nicht möglich gewe-
sen. Die EU verfüge außerdem, so Fanta, über ein Kon-
trollorgan, den Ombudsmann, dessen Einführung auch 
im Inland wesentlich wäre. Hinsichtlich eines nationalen 
Gesetzes sieht Fanta Potenzial, denn Österreich habe hier 
noch die Chance „bei etwas Europameister zu werden“. 
Während auf europäischer Ebene somit bereits ein wich-
tiger Schritt Richtung Informationsfreiheit gesetzt wurde, 
machte Markus Hametner, Datenjournalist bei Adden-
dum, an einem Beispiel deutlich, wie wesentlich ein natio-
nales Informationsgesetz wäre. Er bezog sich hierbei auf 
ein Projekt zur Aufdeckung von Doppel- und Mehrfach-

förderungen in Österreich. Diesbezügliche Anfragen an 
Gemeinden wurden teilweise gar nicht beantwortet und 
mündeten in langwierigen Gerichtsverfahren, da keine 
Förderdaten herausgegeben wurden. Ein Informations-
freiheitsgesetz würde mehr Transparenz gewährleisten, 
so der Journalist, da derartige Daten im öffentlichen In-
teresse der Bürger*innen liegen. Auch die Journalistin 
Catharina Felke, Columbia Journalism Investigations, er-
läuterte anhand einer Recherche im Zusammenhang mit 
PFC-Chemikalien (per- und polyfluorierte Chemikalien) 
in Bayern, wie wichtig Informationsfreiheit ist. Eine An-
frage nach dem in diesem Bundesland geltenden Umwelt-
informationsfreiheitsgesetz ermöglichte eine umfassende 
Recherche, die in Österreich zumindest auch in diesem 
Ausmaß und nicht nur in Umweltangelegenheiten mög-
lich sein müsste. Laut Julia Herrnböck, Dossier/Reporter 
ohne Grenzen, sei bei dem Geltungsbereich eines Infor-
mationsfreiheitsgesetzes insbesondere von Bedeutung, 
dass dieser alle öffentlichen bzw. teilöffentlichen und auch 
ausgelagerte Stellen erfasse. „Ein Informationsfreiheits-
gesetz ist wichtig für das Vertrauen in den Staat und auch 
hinsichtlich der Mündigkeit der Bürger*innen“, so die 
Journalistin, die anhand einer Recherche über Subven-
tionen der Bundesländer an eine private Ausbildungsaka-

demie darstellte, wie langwierig und unergiebig derarti-
ge Anfragen ohne entsprechende Regelung sein können. 
Damit einhergehend berichtete auch der Datenjournalist 
Dominik Ritter-Wurnig, rbb24, von der Wichtigkeit von 
Informationsfreiheitsgesetzen, die in Deutschland in je-
dem Bundesland anders ausgestaltet sind. Eine seiner Re-
cherchen im Bereich der Automobilindustrie führte nur zu 
einem Ergebnis, da das zuständige Kraftfahrtbundesamt 
die jeweiligen Informationen auf Basis einer gesetzlichen 
Regelung herauszugeben hatte.

Hohe Erwartungen an eine neue Regelung
Die Anforderungen an ein neues Gesetz in Österreich sind 
somit groß. Die Erfahrung von Journalist*innen zeigt, 
dass die Beantwortung von Anfragen durch öffentliche 
Stellen im Inland derzeit oft Monate oder Jahre dauern 
kann, verweigert wird oder quasi inhaltslos ausfällt. Auch 
wenn der Weg über Gerichte führt, kann eine Beantwor-
tung aufgrund der geltenden Rechtslage nicht erzwungen 
werden. Eine Abschaffung des Amtsgeheimnisses durch 
ein neues Informationsfreiheitsgesetz soll jedoch nicht 
nur die journalistische Arbeit leichter machen, sondern 
auch zu einer umfassenden Informierung und Aufklärung 
der Bürger*innen in jeglichen Lebensbereichen führen.
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en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 
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Der Fall George Floyd
und das Problem des
Racial Profilings 
Zum wiederholten Male führt ein Todesfall eines unbewaffneten 
Afroamerikaners in den USA zu Unruhen. George Floyd stirbt bei 
einer Festnahme, als ein Polizist ihn fast neun Minuten lang fixiert, 
indem er sein Knie auf den Hals Floyds drückt. Nach diesem Ereig-
nis kam es in vielen US-Städten zu Protesten und Unruhen. Trump 
befeuerte mit seiner Rhetorik die aufgeheizte Stimmung weiter. 
Dahinter liegt das Problem des „Racial Profiling“, das in den USA 
wiederholt kritisiert wird. Auch in Österreich gibt es Beschwerden, 
diese beziehen sich dabei vor allem auf rassistische Äußerungen 
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Ein Bericht von Justina Kaiser
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der Festgenommene und ging zu Boden, wurde 
von den Polizisten aufgehoben und gegen die 
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ambulanz, gingen auf die Bitten von Passant*in-
nen, die Fixierung zu lösen, allerdings nicht ein. 
Etwa neun Minuten wurde Floyd mit dem Knie 
gegen seinen Hals auf dem Boden fixiert. Bereits 
nach einigen Minuten verlor er das Bewusst-
sein. Passant*innen machten die drei Polizisten 
darauf aufmerksam und baten, Floyds Puls zu 
messen. Ein Polizist griff nach dem Handgelenk, 
spürte aber keinen Puls. Auch danach drückten 
die drei Floyd weiterhin zu Boden und leisteten 
keine Erste Hilfe. Als der Krankenwagen eintraf, 
nahm der Polizist sein Knie immer noch nicht 
von Floyds Hals. Dieser wurde bewusstlos mit 
dem Krankenwagen abtransportiert und konnte 
nach Wiederbelebungsversuchen nur noch für 
tot erklärt werden.

Demonstrationen und Ausschreitungen 
gegen Ungleichheit
Der Fall von George Floyd war nur einer in einer 
längeren Liste von unbewaffneten schwarzen 

US-Amerikaner*innen, die durch Polizist*innen 
zu Tode kamen. Das Bekanntwerden des Falls 
führte bereits am nächsten Tag zu Demonstra-
tionen und teils auch gewalttätigen Ausschrei-
tungen. Diese waren nicht nur auf Minneapo-
lis beschränkt, es kam landesweit zu Unruhen. 
In einigen Städten wie New York, Oklahoma 
oder Los Angeles setzte die Polizei Schlagstö-
cke und Gummigeschosse ein. Auch nächtliche 
Ausgangssperren wurden in etlichen Städten 
verhängt. Trump befeuerte die aufgeladene 
Stimmung weiter, indem er davon sprach, die 
„Mobgewalt“ nicht zu dulden, und den Einsatz 
des Militärs androhte. Dafür wurde er auch kri-
tisiert.
Skandiert wurde während der Protestmärsche 
gegen Rassismus vielfach „Black Lives Matter“. 
Geht es zwar in erster Linie um Polizeigewalt ge-
gen Afroamerikaner*innen, zeigt sich in der De-
batte auch die bestehende Ungleichheit. Schwar-
ze sind gegenüber Weißen in den USA nicht 

nur häufiger betroffen, wenn es um Statistiken 
zur Polizeibrutalität geht: Im Schnitt haben sie 
auch mehr gesundheitliche Probleme und weni-
ger Zugang zu guter medizinischer Versorgung. 
Diese Folgen zeigen sich auch in der der Corona-
Pandemie. So sind in den USA bisher deutlich 
mehr Afroamerikaner*innen als Weiße an dem 
Virus gestorben. Rund 23 Prozent aller Todes-
opfer sind schwarz, dabei machen Afroamerika-
ner*innen nur rund 13 Prozent der Bevölkerung 
aus.

Hintergründe – Polizeiliche Maßnahmen
„Racial Profiling“ und „Stop & Frisk“ sind Schlag-
worte, die im Zusammenhang mit den Unruhen 
fallen. Aber was bedeuten diese Begriffe? Die 
Europäische Kommission gegen Rassismus und 
Intoleranz (ECRI) definiert Racial Profiling als 
eine „ohne objektive und vernünftige Begrün-
dung erfolgende polizeiliche Berücksichtigung 
von Merkmalen wie Rasse, Hautfarbe, Sprache, 

Religion, Staatsangehörigkeit oder nationale 
oder ethnische Herkunft im Rahmen von Kon-
trollen, Überwachungen oder Ermittlungen“. 
Diese Form der Verfolgung ist jedoch nicht das 
probate Mittel für die Aufrechterhaltung der 
Ordnung und damit nicht zu rechtfertigen. Nur 
bei einer konkreten Beschreibung der Verdäch-
tigen solle die Polizei diese Merkmale bei ihrer 
Verfolgung der Spur berücksichtigen. Der Be-
griff selbst stammt aus den USA, und diese Form 
der Kontrolle geht weit bis in die Geschichte der 
Versklavung zurück.
Als Stop-&-Frisk-Maßnahme wird das Anhalten 
und Durchsuchen durch die Polizei auch ohne 
Tatverdacht bezeichnet. Diese Maßnahme wur-
de vor allem im Kontext der Zero Tolerance Po-
licy in New York in den 1990er-Jahren bekannt. 
Von 2002 bis 2013 wurde dieses Vorgehen sogar 
als eine zentrale polizeiliche Strategie propa-
giert. In dieser Zeitspanne wurden in mehr als 
vier Millionen Fällen Personen auf der Straße 
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4600 Wels 
Maria Theresia-Straße 12 
Telefon: +43 57 60121

LANDESGERICHT SALZBURG
5010 Salzburg 
Rudolfsplatz 2 
Telefon: +43 57 60121

LANDESGERICHT INNSBRUCK
6020 Innsbruck 
Maximilianstraße 4 
Telefon: +43 5 76014 342

LANDESGERICHT FELDKIRCH
6800 Feldkirch 
Schillerstraße 1 
Telefon: +43 5 76014 343

OBERLANDESGERICHT 
INNSBRUCK
6020 Innsbruck 
Maximilianstraße 4 
Telefon: +43 5 76014 342

LANDESGERICHT FÜR 
STRAFSACHEN WIEN
1080 Wien 
Landesgerichtsstr. 11 
Telefon: +43 1 40127-0

LANDESGERICHT 
EISENSTADT
7000 Eisenstadt 
Wiener Straße 9 
Telefon: +43 2682 701

LANDESGERICHT KREMS 
AN DER DONAU
3500 Krems an der Donau 
Josef Wichner Straße 2 
Telefon: +43 2732 809

LANDESGERICHT 
KORNEUBURG
2100 Korneuburg 
Landesgerichtsplatz 1 
Telefon: +43 2262 799

LANDESGERICHT ST. PÖLTEN
3100 St. Pölten 
Schießstattring 6 
Telefon: +43 2742 809

LANDESGERICHT 
WIENER NEUSTADT
2700 Wiener Neustadt 
Maria-Theresien-Ring 5 
Telefon: +43 2622 21510

LANDESGERICHT FÜR 
STRAFSACHEN GRAZ
8010 Graz 
Conrad-von-Hötzendorf Straße 41 
Telefon: +43 316 8047
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Psychiater soll Häftling 
geohrfeigt haben
Wie der Kurier berichtet, wird ein 
Psychiater in Asten beschuldigt, ei-
nen Insassen während einer Sitzung 
geohrfeigt zu haben. Mehrere Zeu-
gen bestätigen den Übergriff. Der 
Staatsanwaltschaft Wels wurde eine 
Sachverhaltsdarstellung übermit-
telt, die Ermittlungen dauern noch 
an. [Kurier.at]

Kritik an Reform der 
Mindestsicherung
Die geplante Reform der Mindest-
sicherung sieht vor, dass Straftä-
terInnen, die zu einer bedingten 
Freiheitsstrafe verurteilt wurden, 
für die Dauer dieser Strafe keine 
Sozialleistungen beziehen dürfen. 
Irmgard Griss kritisierte diese Pläne 
im Jänner scharf: „Denn es besteht 
die Gefahr, dass bedingt verur-
teilte Straftäter wieder straffällig 
werden, einfach deshalb, weil sie 
etwas zum Leben brauchen.“ In der 
ORF Pressestunde vom 3. Februar 
2019 betont Sozialministerin Hartin-
ger-Klein, dass bei Häftlingen und 
Behindertenwohngemeinschaften 
die Pläne noch überarbeitet werden. 
Sie verhandle gerade mit der ÖVP, 
damit auf die vorgesehene Strei-
chung der Sozialleistungen für die 
Dauer der Freiheitsstrafe verzichtet 
wird. [apa; orf.at]

Jarolim fordert mehr 
Geld für Justiz
In einer Pressekonferenz am 18. 
Jänner 2019 kritisierte SPÖ-Justiz-
sprecher Hannes Jarolim die besorg-
niserregenden Zustände der Justiz. 
Auch im Maßnahmenvollzug gebe es 
„erschütternde Zustände“. Die Qua-
lität der Gutachten variiert stark, die 
Bezahlung ist schlecht und viele der 
Gutachter sind weit über 60 Jahre alt. 
Die SPÖ plant gemeinsam mit ande-
ren Oppositionsparteien eine Enquete 
zum Maßnahmenvollzug. [apa]

Dr. Karl Renner Preis 
für Janka Reportage
Für ihre Reportage „Misshandelt: Vom 
Jugendheim zu einer Mörderin ge-
steckt“ über Walfried Janka, der als 
Kind einer wegen Mordes vorbestraf-
ten Pflegemutter übergeben wurde, 
erhielt Yvonne Wilder den Dr. Karl 
Renner Publizistikpreis 2018. [apa]
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Ein Artikel in der Zeitschrift 
Tips, mit dem Titel „Zwölf 
Ausbrüche aus Justizanstalt Asten verunsi-
chern die Bevölkerung,“ führte am 7. No-
vember 2018 zu einer parlamentarischen 
Anfrage der NEOS an  Justizminister Moser. 
Aus der Anfragebeantwortung vom 7. Jän-
ner 2019 geht hervor, dass im letzten Jahr 
zwischen Jänner und Oktober insgesamt 180 
Personen aus dem österreichischen Straf- 
und Maßnahmenvollzug geflohen sind. 47 
von ihnen sind noch immer auf der Flucht.

Fluchten von Jänner bis Oktober 2018
Alleine aus dem Maßnahmenvollzug der da-
maligen Justizanstalt Linz/Außenstelle Ast-
en (seit 1. Jänner 2019 wird die Außenstelle 
als eine eigenständige Justizanstalt, Foren-
sisches Zentrum Asten (FZA), geführt) flohen 
sieben Personen aus dem Maßnahmenvoll-
zug, eine von diesen Personen sogar zwei 

Mal. Damit führt unter den 
Maßnahmenvollzugsanstal-

ten die Außenstelle Asten die Fluchtstatistik 
an, gefolgt von Wien-Mittersteig mit drei 
Fluchten sowie Göllersdorf mit einer Flucht. 
Alle Personen, die aus dem Maßnahmen-
vollzug flohen, konnten wieder festgenom-
men werden – bis auf eine. Fünf der insge-
samt acht Fluchten geschahen in einer Nach-
betreuungseinrichtung, zwei während ei-
nes begleiteten Ausgangs (darunter auch die 
Person, nach der immer noch gefahndet 
wird) und eine während eines unbegleiteten 
Ausgangs.
Aus der Strafhaft der Außenstelle Asten ge-
lang in demselben Zeitraum insgesamt fünf 
Personen während des gelockerten Vollzugs 
die Flucht. Drei konnten wegen nicht ver-
schlossenen Aufenthaltsräumen bzw. Toren 
untertags fliehen und zwei flohen während 
der Arbeit. In absoluten Zahlen (Straf- und 

Die Flucht von InsassInnen während einer Haftunterbrechung hat in Teilen der 
Bevölkerung für Furcht gesorgt. Hintergründe und Zahlen in diesem Zusam-
menhang sollen Licht ins Dunkel bringen.
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Auf der Flucht. Strafvoll­
zug und Hintergründe 
zur Haftunterbrechung

| Von Gregor Gneis |
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von Polizist*innen angehalten und durchsucht – 
in den allermeisten Fällen, ohne dass dabei ein 
Straftatverdacht vorlag. Statistiken zeigen deut-
lich, dass nicht die weißen Banker*innen oder 
Jogger*innen angehalten wurden, sondern die-
ser polizeiliche Eingriff zu 90 Prozent Schwarze 
und Latinos betraf. Gerichtlich wurde die Praxis 
2013 gestoppt, da sie als verfassungswidrig gilt. 
Das Gericht ordnete an, dass die Polizei für die-
se polizeiliche Intervention - jeweils im Einklang 
mit der Rechtsprechung des Supreme Court - ei-
nen konkreten Anlass benötige. Grund für diese 
Entscheidung war, dass die Stop-&-Frisk-Praxis 
kombiniert mit Racial Profiling zu einer deutli-
chen Diskriminierung von Minderheiten geführt 
hatte. Seitdem ist die Praxis deutlich zurückge-
gangen. 
Trotz dieser Reduktion und der Verschärfung 
der Vorschriften für Polizist*innen unter Oba-
ma verschlechterte sich das Verhältnis zwischen 
Afroamerikaner*innen und Polizei weiter. Auch 
während Obamas Präsidentschaft wurden un-
bewaffnete Schwarze von der Polizei erschossen. 
Trumps Aussagen während der Proteste und 
Unruhen wirkten nicht deeskalierend. Mit der 
Erklärung, radikale Linke führten die Unruhen 
an, polarisierte er weiter und hetzte die Men-
schen gegeneinander auf. Mitte Juni kritisierte 
er zwar das Verhalten der Polizisten im Fall Flo-
yd, kommt der Forderung, die Finanzierung der 
Polizei zu kürzen, seither allerdings nicht nach. 
Trump spricht vielmehr von einer notwendigen 
Stärkung der Polizei und ist der Meinung, dass 
die Straßen durch die Polizei dominiert werden 
müssen.

Die Lage in Österreich
Wie sieht die Lage im Vergleich zu den USA in 
Österreich aus? In Österreich benötigen polizei-
liche Identitätsfeststellungen immer eine kon-
krete rechtliche Grundlage. Es besteht keine all-
gemeine Ausweispflicht. Die Paragrafen 35 des 
Sicherheitspolizeigesetzes und 118 der Strafpro-
zessordnung regeln etwa, wann Polizist*innen 
eine Identitätsfeststellungen vornehmen dür-
fen. Dies ist nur zulässig, wenn beispielsweise 
aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen 
ist, dass eine Person im Zusammenhang mit 
einer Straftat steht oder über eine solche Aus-
kunft geben kann. Das heißt, dass somit sowohl 

mutmaßliche Täter*innen wie auch Zeug*innen 
einer strafbaren Handlung gezwungen werden 
können, bei der Identitätsfeststellung mitzuwir-
ken. Eine weitere rechtliche Grundlage für eine 
Feststellung der Identität im Reiseverkehr wird 
im Sicherheitspolizeigesetz geregelt. Allein auf-
grund der Hautfarbe kontrolliert zu werden, ist 
unzulässig und stellt Racial/Ethnic Profiling dar. 
In gewissen Fällen ist die Identitätsfeststellung 
nach dem Fremdenpolizeigesetz zulässig: Nicht-
österreichische Staatsbürger*innen müssen in 
Österreich grundsätzlich ein Reisedokument 
zum Nachweis ihres rechtmäßigen Aufenthaltes 
bei sich führen oder an einem Ort verwahren, 
von dem sie es ohne unverhältnismäßige Verzö-
gerung holen können. 
Der Verein ZARA - Zivilcourage und Anti-Ras-
sismus-Arbeit beschäftigt sich seit 20 Jahren 
mit der Polizei und stellt einen wichtigen Bereich 
dar. So gehen Beschwerden vor allem wegen ras-
sistischer Beleidigungen, fragwürdiger Anzeigen 
wegen „aggressiven Verhaltens“ sowie zum Teil 
auch wegen Misshandlungen beim Verein ein. 
Erfahrungen von ZARA zeigen jedoch, dass Be-
schwerden bzw. Rechtsmittel nur in wenigen 
Fällen zum Erfolg führen und der Beschwerde-
seite recht gegeben wird. Nicht selten führt das 
dazu, dass die Berater*innen Klient*innen von 
einer Beschwerdeführung abraten, da gerade 
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht teuer 
werden können, zumal die Kosten bei einem ne-
gativen Ausgang vom/von der Beschwerdefüh-
rer*in getragen werden müssen. Bisher gibt es 
keine unabhängige Beschwerdestelle, an die sich 
betroffene Personen im Falle von Polizeigewalt 
wenden können. Diese Stelle würde es jedoch 
brauchen, damit die Polizei nicht gegen sich 
selbst ermittelt und das ungleiche Machtverhält-
nis zwischen Polizei und Beschwerdeführer*in 
überwunden werden kann. Um jedoch auf Miss-
stände aufmerksam zu machen und Verbesse-
rungen herbeiführen zu können, tritt ZARA mit 
der Polizei in Dialog. Im Kontext des regelmäßig 
stattfindenden zivilgesellschaftlichen Dialoggre-
miums Polizei.Macht.Menschen.Rechte ist es 
für NGOs möglich, mit den direkt Zuständigen 
zu sprechen und innerhalb von Fachzirkeln Lö-
sungsvorschläge zu erarbeiten.



Von 9. bis 14. November 2020 findet 
die Veranstaltung „Menschen & Rechte 
2020“ in Wien statt. Im Mittelpunkt dieser 
einwöchigen Diskussionsreihe stehen 
die Themen Justiz, Recht und Gefängnis, 
denen in der Öffentlichkeit oft zu wenig 
Beachtung geschenkt wird und die durch 
eine Vielzahl an Veranstaltungen nun in den 
Fokus gestellt werden sollen. Ziel ist es, 
einen breiten Diskurs in der Gesellschaft 
anzuregen, Missstände aufzuzeigen und 
auch auf mögliche Verbesserungs-
vorschläge hinzuweisen. 

Podiumsdiskussionen mit: Thomas Galli 
(D), Maria Berger, Oliver Scheiber, Friedrich 
Forsthuber, Katharina Rueprecht, Astrid 
Wagner, Maximilian Pollux (D), Katharina 
Beclin u.v.a.m.

Das detailierte Programm finden Sie auf 
www.menschenundrechte.at


